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Stunden betrug die Gesamtdauer
aller Plenumssitzungen im Jahr 2023.

95,99

Prozent aller Beratungsverfahren
im Jahr 2023 wurden fristgerecht
abgeschlossen.

Jahre — bis zu dieser neuen
Altersgrenze kénnen Frauen kiinftig
am Mammographie-Screening
teilnehmen.

124 360

Seitenaufrufe verzeichnete die
Arzneimittel-Richtlinie und war
damit 2023 der meistgeklickte
Inhalt der G-BA-Website.
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Antréige und Ideenskizzen

auf Férderbekanntmachungen
des beim G-BA angesiedelten

Innovationsausschusses
gingen 2023 ein.
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Mal gaben die unparteiischen
Mitglieder des G-BA 2023 Stellung-
nahmen zu Gesetzesvorhaben ab.

Im November 2023 startete der G-BA
die tausendste Nutzenbewertung eines
Arzneimittels mit neuen Wirkstoffen.
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das IQTIG 2023 Vereinfachungs-
Klinik-Standorte gaben 2023 empfehlungen vor.
einen Qualitdtsbericht
(Erfassungsjahr 2021) fiir das
neue 2 Qb-Datenportal ab.


https://qb-datenportal.g-ba.de

In der Online-Version
des Geschaftsberichts
konnen Sie auch
die im Text verlinkten
Inhalte einsehen:
Ag-ba.de/gb2023


http://g-ba.de/gb2023

74 Millionen Menschen

sind in Deutschland gesetzlich krankenversichert. Sie haben
Anspruch auf eine — so formuliert es der Gesetzgeber -
ausreichende, zweckmal3ige und wirtschaftliche Gesundheits-
versorgung. Denn die Mittel der gesetzlichen Krankenver-
sicherung (GKV) sollen so eingesetzt werden, dass Kranke
auch wirklich davon profitieren und die Krankenversicherung
zugleich fir alle bezahlbar bleibt. Angesichts der Dynamik
des medizinischen Fortschritts, der auch ein bedeutender
Wirtschaftsfaktor ist, bleibt dies eine besondere Heraus-
forderung. Bei der Bewadltigung dieser Aufgabe spielt der
Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) eine zentrale Rolle.

Er definiert, was im Einzelnen unter einer ausreichenden,
zweckmadl(sigen und wirtschaftlichen Gesundheitsversorgung
zu verstehen ist. In Richtlinien legt er rechtsverbindlich den
Leistungsanspruch der gesetzlich Krankenversicherten fest.
Und er sorgt daftir, dass Patientinnen und Patienten nach
dem aktuellen Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse
untersucht und behandelt werden.

! 74,41 Millionen Menschen laut amtlicher
Statistik KM 1/13, Stand: Marz 2024
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Editorial

Dr. Christian Igel

Geschdftsfiihrer
des G-BA

Liebe Leserin, lieber Leser,

654 Beschlisse traf der Gemeinsame Bundesaus-
schuss (G-BA) im vergangenen Jahr. In unserem
aktuellen Geschaftsbericht haben wir daraus
15 Topthemen des Jahres 2023 ausgewabhlt. Sie
zeigen, in wie vielen verschiedenen Bereichen es
dem G-BA gelungen ist, die Gesundheitsversor-
gung gesetzlich Krankenversicherter weiter zu
verbessern.

Um nur einige Beispiele zu nennen: Fir
Patientinnen und Patienten mit Ver-
dacht auf Long COVID und mit ver-
wandten postinfektiosen Erkrankun-
gen konnten wir einen neuen Versor-
gungspfad definieren (S. 24). Er hilft,
Patientinnen und Patienten kinftig
schneller und bedarfsgerechter zu
behandeln. Basis ist eine neue Richt-
linie, die dem Ansatz folgt, Betroffene
berufsgruppeniibergreifend, koordi-
niert und strukturiert zu versorgen.
Dabei priifen wir laufend den neu-
esten Forschungsstand und arbeiten
ihn ein, sobald er valide vorliegt.

Ebenfalls ein wichtiger Schritt fir die Versor-
gung ist das neue Disease-Management-
Programm Adipositas, das wir im Auftrag des
Gesetzgebers entwickelt haben. Hier definierten
wir klare Eingangskriterien sowie einen differen-
zierten Behandlungspfad mit Schulungsange-
boten und individuellen Empfehlungen (S. 8). Mit
einer Ausweitung des Mammographie-Scree-
nings auf die 70- bis 75-Jahrigen verbesserten
wir die Fritherkennungsmoglichkeiten von
Brustkrebs fiir 2,5 Millionen Frauen (S. 12). Neues
gibt es auch aus dem Bereich der Kinderfriither-
kennung: Um eine zwar seltene, aber lebensbe-
drohliche Lebererkrankung — einen Gallengang-
verschluss bei Neugeborenen — schneller zu
erkennen, erganzte der G-BA fir Eltern eine
Stuhlfarbkarte im Kinderuntersuchungsheft.

Im Arzneimittelbereich kommen wir auf euro-
paischer Ebene einer gemeinsamen Nutzenbe-
wertung schrittweise naher und werden im
kommenden Jahr auf die Zielgerade einbiegen
(S. 26). Wir helfen zudem, Arzneimittelkosten
weiter zu senken: Neben den Beschlissen zur
Nutzenbewertung neuer Arzneimittel, die aus-
schlaggebend fiir die Preisverhandlungen zwi-
schen Krankenkassen und Herstellern sind,
nahm die Umsetzung des gesetzlichen Auftrags
zum Benennen und Nachbenennen von in der
Vergangenheit sehr kostentreibenden Wirkstof-
fen fiir Kombinationstherapien viel Raum ein
(S. 28). Wir haben damit die Grundlage fiir die
gesetzlich eingeflihrten Preisabschlige gelegt,
die Krankenkassen kiinftig von Herstellern auf
Kombinationen einfordern kénnen, die nicht
mindestens einen betrdchtlichen Zusatznutzen
aufweisen. Dabei haben wir es geschafft, inner-
halb einer sehr ,sportlichen” Gesetzesfrist nicht
nur die Aufgreifkriterien fir dieses Instrument
auszugestalten und zu justieren, sondern auch
eine Fille schon bewerteter Wirkstoffe entspre-
chend zu erganzen.

Bei alledem haben wir fast durchweg innerhalb
unserer teilweise sehr engen gesetzlichen Zeitvor-
gaben gearbeitet. Bereits das siebte Jahrin Folge
liegt im G-BA die Quote der fristgerecht bearbei-
teten Verfahren bei fast 96 Prozent. Das belegt
erneut, wir arbeiten zielstrebig und effektiv.



Prof. Josef Hecken

Unparteiischer Vorsitzender

des G-BA

2023 war ein gesundheitspolitisch
ausgesprochen bewegtes Jahr, gepragt
vor allem durch die Debatten um die
von der Bundesregierung angestrebte
Krankenhausreform. Ein zentraler Dis-
kussionspunkt dabei ist die Frage der
Qualitatssicherung. Allen Beteiligten
musste klar sein: Strukturvorgaben
allein werden weder heute noch mor-
gen Qualitdt sichern. Zur Qualitdtssi-
cherung gehort auch, unzureichende
Abldufe und Ergebnisse zu erkennen
und fur die Zukunft méglichst auszuschlief3en.
Und dies geht nur mit kontinuierlicher Messung
und vergleichender Bewertung. Genau das leis-
ten die vom G-BA entwickelten datengestiitzten
Qualitdtssicherungsverfahren. An drei Muster-
beispielen konnten wir im Jahr 2023 zeigen, wie
man Verfahren dieser Art noch schlanker gestal-
ten und als verldssliches Messinstrument verbes-
sern kann. Die so gewonnenen Erkenntnisse wer-
den wir auf alle Verfahren der datengestiitzten
QS ubertragen (S. 30).

Bei vielen Entscheidungen des G-BA zeigten
sich die anhaltend schwierigen Gegebenheiten
im System deutlich: Zu nennen ist hier vor allem
der Fachkraftemangel. Dies galt es bei unseren
Abwdgungsentscheidungen zu beachten. Daher
haben wir beispielsweise Ubergangsfristen bei
den Mindestpersonalvorgaben in Psychiatrie und
Psychosomatik (S. 36) noch einmal verldngert.

Karin Maag

Unparteiisches Mitglied
des G-BA

Geschdftsbericht 2023

Dr. Monika Lelgemann

Unparteiisches Mitglied
des G-BA

All dies belegt: Der G-BA iibernimmt Verantwor-
tung fur die evidenzbasierte Weiterentwicklung
des Gesundheitssystems. Und so verdeutlicht
unser Bericht abermals, wie sinnvoll und effizient
es ist, wenn die Politik die Strukturen und Pro-
zesse des G-BA nutzt. Denn der G-BA setzt in sei-
nen Beratungen verldsslich und fachlich kompe-
tent darauf, dass neue medizinische Leistungen
erst mit wissenschaftlichen Nachweisen abgesi-
chert in die Versorgung gelangen und nicht etwa
aufgrund tages- oder wahlpolitisch opportuner
Ziele erstattet werden. Das niitzt am Ende allen.
Patientinnen und Patienten ebenso wie Arzte-
schaft und Krankenkassen kénnen sicher sein:
Entscheidungen, die der G-BA trifft, sind wissen-
schaftlich abgesichert und zielen darauf ab, die
Versorgung zu verbessern.

Wir mochten allen danken, die an diesen Ent-
scheidungen im vergangenen Jahr mitgewirkt
haben: den Mitgliedern der Gremien, den Mitar-
beitenden der G-BA-Geschiftsstelle und den
von uns beauftragten wissenschaftlichen Insti-
tuten. Ebenso geht ein Dank an die vielen Stel-
lungnehmenden, die unser Wissen ergédnzten
und damit ebenfalls dazu beitrugen, unsere Ent-
scheidungen abzurunden.
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Leistungen ausbauen

Disease-Management-Programme

Erstes Behandlungs-
programm fiir Adipositas

Strukturierte Behandlungsprogramme fiir chronisch kranke Men-

schen — sogenannte Disease-Management-Programme (DMP) — hel-
fen, Komplikationen, Krankenhausaufenthalte und Folgeschdden zu
vermeiden. Betroffene kénnen sich bei ihrer Krankenkasse in ein DMP

Etwa 19 Prozent der Erwachsenen in Deutsch-
land weisen eine sogenannte Adipositas auf.
Definiert ist die Krankheit durch einen Body-
Mass-Index (2 BMI, das Verhiltnis von Kérper-
gewicht zu GréRe) von mindestens 30. Ab dieser
Grenze erhtht Ubergewicht das Risiko fiir ver-
schiedene chronische Erkrankungen wie zum
Beispiel Diabetes oder bestimmte Herz-Kreis-
lauf-Krankheiten. Um hier gegenzusteuern, hat
der Gesetzgeber den G-BA damit beauftragt, fir
Betroffene Anforderungen an ein gut struktu-
riertes, leitliniengerechtes Behandlungspro-
gramm zu entwickeln. Mit einem 2 Beschluss
vom 16. November 2023 legte der G-BA sie fiir
Erwachsene vor. Ziel des neuen DMP soll es sein,
ein zu hohes Korpergewicht zu reduzieren oder
zumindest zu stabilisieren. Entsprechende Anfor-
derungen fiir betroffene Kinder und Jugendliche
werden folgen.

Teilnahmeberechtigte Patientinnen und Patienten
erhalten neben einem differenzierten Behand-
lungsplan Schulungsangebote und individuali-
sierte Empfehlungen zu Ernahrung und Bewe-
gung. Es werden konkrete Ziele vereinbart und
engmaschig Uberpriift. Den Arztinnen und Arzten
stehen hierfur leitliniengerechte Therapieempfeh-
lungen zur Verfiigung, auch mit Blick auf Begleit-
erkrankungen.

einschreiben lassen und werden dann koordiniert und leitli-
niengerecht behandelt. 2023 hat der G-BA mit dem DMP
Adipositas das zwolfte Programm dieser Art entwickelt.

Leitlinien-Updates gab der
G-BA 2023 in Auftrag:
(72 Rheuma, 7 Riickenschmerz
und 2 Osteoporose).

Chirurgische Eingriffe sollen unter bestimmten
Bedingungen ab einem BMI von = 40 (oder von
= 35 bei erheblichen Begleiterkrankungen) erwo-
gen werden: in der Regel, wenn die konservati-
ven Behandlungsmoglichkeiten erfolglos ausge-
schopft sind oder wenn von einem chirurgischen
Eingriff insgesamt ein deutlich gréRerer Nutzen
fiir den gesundheitlichen Zustand der Patientin
oder des Patienten zu erwarten ist.

§

Gesetzliche Krankenkassen konnen fiir
ihre Versicherten Disease-Management-
Programme iiber Vertrige mit der Arzte-

schaft anbieten. Der G-BA leistet dazu die
Vorarbeit. Verankert ist diese Aufgabe in
2§ 137fSGB V. In der 2 DMP-Anforderun-
gen-Richtlinie sind alle schon entwickel-
ten DMP-Anforderungen zu finden. Mehr
Informationen finden Sie 2 hier.


https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__137f.html
https://www.g-ba.de/richtlinien/83/
https://www.g-ba.de/richtlinien/83/
https://www.g-ba.de/themen/disease-management-programme/
https://www.gesundheitsinformation.de/glossar/body-mass-index.html
https://www.g-ba.de/beschluesse/6299/
https://www.g-ba.de/beschluesse/6340/
https://www.g-ba.de/beschluesse/6084/
https://www.g-ba.de/beschluesse/6004/

Disease-Management-Programme
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Haufigkeit von Ubergewicht bei Erwachsenen in Deutschland

Untergewicht

(BMI 18,5)
Adipositas 2,3 %
(BMI iiber 30)
19,0 %
Ubergewicht
(BMI25-30)
34,5%

60,5 %

aller Manner haben Ubergewicht
(einschl. Adipositas)

Normalgewicht
(BMI 18,5-25)
44,2 %

46,6 %

aller Frauen haben Ubergewicht
(einschl. Adipositas)

Quelle: Robert Koch-Institut, Ergebnisse der 2 Studie GEDA 2019/2020-EHIS.

Appetitziigler sind ausgeschlossen

Kein Programmbestandteil sind indes Appetit-
ziigler und mahlzeitenersetzende Protein-
Shakes, sogenannte Formuladidten. Sie sind
bereits vom Gesetzgeber als GKV-Leistung aus-
geschlossen. Die Anforderungen an das neue
Behandlungsprogramm werden 2024 in Kraft
treten. Mehr Informationen zum Thema DMP
finden Sie 2 hier.

Patientenschulungen im Videoformat

Patientenschulungen — ein wichtiger Bestand-
teil vieler DMP - sind kiinftig auch tiber Video-
konferenzen und Webinare méglich. Dies gilt
allerdings nur dann, wenn die Videoschulungen
eine Interaktion zwischen Lehrenden und Teil-
nehmenden in Echtzeit ermdglichen. Der ent-
sprechende 2 Beschluss vom 16. November 2023
tritt erst im Laufe des Jahres 2024 in Kraft.

Aktualisierungen bestehender DMP

Mit Wirkung zum 1. Oktober 2023 hat der G-BA
2023 die DMP-Anforderungen zum Asthma
bronchiale 2 aktualisiert. Neu ist, nach einem
Stufenplan die medikament&se Therapie ent-
sprechend dem Grad der Asthmakontrolle zu
steuern. Fur Asthmapatienten ist jetzt in geeig-
neten Fallen Krankengymnastik mit dem Schwer-
punkt Atemtherapie im DMP nutzbar. Starker
betont wird zudem das Erlernen von Selbsthilfe-
techniken zur Linderung der Atemnot bei Asth-
maanfillen.

Auch die Anforderungen an das DMP Brust-
krebs passte der G-BA an den neuesten wissen-
schaftlichen Forschungsstand an. Die Empfeh-
lungen zur vollsténdigen Brustentfernung und
zur anschlieRenden Strahlentherapie und auch
zur Lymphknotenentfernung im Achselbereich
wurden verdndert. Ob sich an die operative
Entfernung des Brustkrebses noch eine Chemo-
therapie anschlief3en sollte, wurde in Abhdngig-
keit vom Subtyp des Tumors und der individuel-
len Nutzen-Risiko-Abwagung prazisiert. Weiter
ausdifferenziert wurden auch die Angaben zu
Lokalrezidiven. Der 2 Beschluss mit den Veran-
derungen zum DMP Brustkrebs trat am 1. Okto-
ber 2023 in Kraft.


https://www.g-ba.de/themen/disease-management-programme/
https://www.g-ba.de/beschluesse/6308/
https://www.g-ba.de/beschluesse/6101/
https://www.g-ba.de/beschluesse/6053/
https://www.rki.de/DE/Content/Gesundheitsmonitoring/Gesundheitsberichterstattung/GBEDownloadsJ/FactSheets/JHealthMonit_2022_03_Uebergewicht_GEDA_2019_2020.pdf?__blob=publicationFile
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Methodenbewertung

Kinderuntersuchungen Ul
bis U9 evaluiert und erganzt

Um Erkrankungen und Entwicklungsstorungen rechtzeitig behandeln
zu konnen, sind die Friherkennungsuntersuchungen UT bis U9 fiir
Kinder ein fester Bestandteil des GKV-Leistungsspektrums. Im Jahr

S

Der angeborene Gallengangverschluss ist eine
seltene Krankheit, die vor allem bei Neugebore-
nen auftritt. Durch den Verschluss staut sich die
Gallenflussigkeit und die Leber kann nicht mehr
richtig arbeiten. Unbehandelt fihrt das im zwei-
ten oder dritten Lebensjahr zu todlichem Leber-
versagen. Wird die Krankheit aber rechtzeitig
entdeckt, kann mit einer Operation die Gallen-
flussigkeit aus der Leber abgeleitet werden.
Dadurch besteht die Chance, eine Lebertrans-
plantation bei den kleinen Patienten zu vermei-
den. Auch kann dann rechtzeitig Vitamin K
gegeben werden, um Gerinnungsstérungen und
damit Hirnblutungen zu vermeiden. Zu den
typischen Symptomen, die im Krankheitsfall
bereits in den ersten Lebenswochen auftreten,
gehort neben einer anhaltenden Gelbsucht
auch eine blasse Stuhlfarbe. Damit Eltern sie gut
erkennen und sofort drztliche Hilfe suchen kon-
nen, nahm der G-BA dazu in den Begleittexten
zur U2 und U3 im Kinderuntersuchungsheft
(Gelbes Heft) deutliche Hinweise auf und
ergdanzte die Stuhlfarbkarte.

§

2023 kam eine weitere Neuerung hinzu: eine sogenannte Stuhl-

farbkarte im Kinderuntersuchungsheft. Sie soll Eltern helfen,
eine blasse Stuhlfarbe als Warnsignal fir einen Gallengang-
verschluss moglichst frith zu erkennen.

von 20 000 Neugeborenen ist
von einer Gallengangatresie
betroffen.

Bislang wurde so ein Farbschema nur im kinder-
drztlichen Aufklarungsgesprach gezeigt. Mit der
Aufnahme der Karte ins Gelbe Heft werden die
Eltern enger und verbindlicher in diese Art der
Friherkennung einbezogen. Das kann Leben ret-
ten. Studien aus anderen Landern, die Stuhlfarb-
karten fiir zu Hause schon einsetzen, belegen
den fir die betroffenen Kinder giinstigeren
Effekt. Der zugrunde liegende 2 Beschluss des
G-BA trat am 13. Juli 2023 in Kraft. Seit Mitte
November 2023 kénnen Praxen, Kliniken und
Hebammen das neue Kinderuntersuchungsheft
bestellen.

Evaluation entdeckt Sprachdefizite
Die bestehenden Fritherkennungsuntersuchun-

gen bei Kindern (U1 bis U9) wirken gut. Das ist
ein Ergebnis einer Evaluation der Kinder-Richtli-

nie durch das IGES-Institut. Die seit 2016 weiter-
entwickelten Untersuchungen wurden auf Basis
von Befragungen von Praxen, Kliniken und
Eltern sowie mithilfe von Abrechnungszahlen
evaluiert. Der G-BA hat den Bericht mit einem

2 Beschluss vom 19. Oktober 2023 auf seiner Web-
site veroffentlicht.

In der ~2Kinder-Richtlinie legt der G-BA zu
den Fritherkennungsuntersuchungen fir
Kinder die Details fest. Rechtsgrundlage
fiir diese Aufgabe ist 2§ 26 SGB V. Mehr

Informationen zur Fritherkennung bei
Kindern finden Sie 2 hier.


https://www.g-ba.de/beschluesse/6013/
https://www.g-ba.de/beschluesse/6242/
https://www.g-ba.de/richtlinien/15/
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__26.html
https://www.g-ba.de/themen/methodenbewertung/kinder/
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Dr. Monika Lelgemann

Unparteiisches Mitglied des G-BA und
Vorsitzende der Unterausschiisse Metho-
denbewertung, Veranlasste Leistungen
sowie Psychotherapie und psychia-
trische Versorgung

Zum Leistungsspektrum der gesetzli-

chen Krankenversicherung gehéren
auch das erweiterte Neugeborenenscreening
sowie die Gesundheitsuntersuchungen bei
Kindern und Jugendlichen (U- und J-Untersu-
chungen). Die Aufgabe, ein méglichst gutes
und evidenzbasiertes Angebot zu definieren,
hat der Gesetzgeber in die Hdnde des G-BA
gelegt — wir nehmen diese Aufgabe unter Ein-
beziehung der medizinischen Fachgesellschaf-
ten kontinuierlich wahr. Die beschlossene
Ergdnzung des Kinderuntersuchungsheftes
um eine Stuhlfarbkarte und begleitende Hin-
weise an die Eltern verbessern die Friiherken-
nung eines lebensbedrohlichen Gallengang-

Mal wurden die Kinderuntersu-
chungen U1 bis U9 im Jahr 2022
in Anspruch genommen.
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verschlusses beim Neugeborenen nachhaltig.
Aktuell berdt der G-BA (iber die Erweiterung
der derzeit 16 Zielerkrankungen des Neugebo-
renenscreenings unter anderem um Vitamin-
B-12-Mangel und Homocystinurie.

Mit der laufenden Beratung zu einer neuen
U10 fiir Kinder zwischen 9 und 10 Jahren soll
die zeitliche Liicke zwischen Kinder- und
Jugenduntersuchung geschlossen werden.
Wir priifen, welche gesundheitlichen Risiken
bei der U10 im Zentrum stehen sollten — még-
liche Themen sind hier Ubergewicht und Adi-
positas, mangelnde kérperliche Aktivitdit,
Medienkonsum sowie psychische Erkrankun-
gen. Angesichts der derzeit niedrigen Schutz-
impfungsquote gegen Humane Papillomviren
wird es auch um eine gezielte Beratung der
Eltern gehen. Zudem priift der G-BA ein
Screening auf familidr bedingte krankhaft
erhéhte Blutfettwerte, wobei unter anderem
der optimale Zeitpunkt der Untersuchung
sowie die Versorgung nach positiven Ergeb-
nissen zu kldren ist.

Beratungen zu neuer U10 begonnen

A T T I T T s,

N

Die erste Kinderuntersuchung (U1) findet direkt
nach der Geburt statt, die bislang letzte (U9) vor

dem 6. Geburtstag. Erst mit Abstand folgt die
Jugenduntersuchung bei den 13- bis 14-Jdhrigen.
Um die zeitliche Licke zwischen Kinder- und

Jugenduntersuchung zu schlieRen, priift der
G-BA, ob eine zusdtzliche U10 fir Kinder zwi-
schen 9 und 10 Jahren hilfreich wéare. Mit einem
2 Beschluss vom 19. Oktober 2023 nahm er dazu

Beratungen auf.


https://www.g-ba.de/beschluesse/6242/
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Methodenbewertung

Mammographie-Screening
kitnftig langer moglich
Im Jahr 2023 hat der G-BA die obere Altersgrenze fiir das Mammogra-

phie-Screening angehoben. Ab dem 1. Juli 2024 kénnen auch Frauen
im Alter von 70 bis 75 Jahren daran teilnehmen. Die neu anspruchsbe-

)
=1

Zur Fritherkennung von Brustkrebs haben bis-
lang alle Frauen zwischen 50 und 69 Jahren alle
zwei Jahre Anspruch auf eine Mammographie.
Sie werden dazu schriftlich eingeladen. Mit im
Umschlag steckt eine Entscheidungshilfe-Bro-
schiire mit ausfihrlichen Informationen zu
Ablauf, Vor- und Nachteilen des Screenings. Die
Einladung enthalt einen konkreten Terminvor-
schlag bei der ndchstgelegenen Screeningpraxis,
der bequem online angepasst oder abgesagt

werden kann.

Millionen Frauen mehr haben
durch die Anhebung der Alters-
grenze kiinftig Anspruch auf das

Screening.

Mit der am 21. September 2023 2 beschlossenen
Ausweitung der oberen Altersgrenze des Mam-
mographie-Screenings beriicksichtigte der G-BA
die neueste Studienlage und griff dabei auch
die aktualisierte europdische 2 Brustkrebsleitli-
nie auf. Sie empfiehlt, auch Frauen im Alter von
45 bis 49 Jahren sowie zwischen 70 und 74 Jah-
ren in das Fritherkennungsprogramm Brustkrebs
einzubeziehen. Der 2023 getroffene Beschluss
ist der erste Schritt. Im Jahr 2024 folgen weitere

rechtigten Frauen kénnen sich ab dem 1. Juli 2024 selbst fir

einen Untersuchungstermin anmelden. Perspektivisch greift
auch fir sie das Einladungsverfahren. Der genaue Startter-
min stand 2023 aber noch nicht fest.

Beratungen, ob auch die Altersgruppe der
Frauen zwischen 45 und 49 Jahren in das orga-
nisierte Mammographie-Screening einbezogen
werden sollte.

Wenn der neue Beschluss in Kraft getreten ist,
sind kiinftig bis zu drei zusatzliche Rontgen-
Mammographien fiir Frauen als GKV-Leistung
moglich. Bedingung flir den Start am 1. Juli 2024
war die strahlenschutzrechtliche Zulassung der
Ausweitung des Mammographie-Screenings
Giber eine entsprechend geanderte 2 Rechtsver-
ordnung, die am 28. Februar 2024 veroffentlicht
wurde. Bis zur systematischen Einladung ab
voraussichtlich dem 1. Januar 2026 kdnnen nie-
dergelassene Arztinnen und Arzte die Patientin-
nen der neu einbezogenen Altersgruppe mit
einer 2lnformationsbroschiire zu dem neuen
Angebot informieren.

W

Webtipp

Etwa jede zweite anspruchsberechtigte Frau
nimmt in Deutschland am Mammographie-
Screening-Programm teil. Bei durchschnitt-
lich 6,1 von 1 000 untersuchten Frauen wird
ein Tumor entdeckt — meist in frithen, prog-
nostisch gtinstigen Stadien. Das zeigt der
aktuelle 2 Evaluationsbericht 2021 zum
Mammographie-Screening der Kooperati-
onsgemeinschaft.


https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2024/59/VO.html
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2024/59/VO.html
https://www.g-ba.de/downloads/17-98-5640/2023-09-21_G-BA_Infoblatt_Mammographie_bf.pdf
https://www.g-ba.de/beschluesse/6183/
https://cancer-screening-and-care.jrc.ec.europa.eu/en/ecibc/european-breast-cancer-guidelines?topic=63&usertype=60&updatef2=0
https://cancer-screening-and-care.jrc.ec.europa.eu/en/ecibc/european-breast-cancer-guidelines?topic=63&usertype=60&updatef2=0
https://fachservice.mammo-programm.de/download/evaluationsberichte/Eval-2021-Webversion.pdf
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Beratungen zum Lungenkrebs-
Screening begonnen

Lungenkrebs ist in Deutschland die haufigste krebsbedingte Todes-
ursache bei Mdnnern und nach Brustkrebs die zweithdufigste bei
Frauen. Rauchen ist dabei der wichtigste Ausloser der Erkrankung,
die meist erst im fortgeschrittenen Stadium entdeckt wird.
Raucher konnten deshalb von einem Lungenkrebsscreening
mittels Niedrigdosis-Computertomographie (NDCT) profi-
tieren. 2023 nahm der G-BA dazu die Beratungen auf.

Dass er meist erst entdeckt wird, wenn bereits Mit einem 2 Beschluss vom 21. Dezember 2023
Beschwerden auftreten, macht den Lungen- nahm der G-BA deshalb Beratungen zu einer sol-
krebs zu einer besonders schwer heilbaren chen Fritherkennung auf. Rechtsgrundlage fur die
Krebsvariante. Im Jahr 2020 hatte das Institut grundsatzliche strahlenschutzrechtliche Zuldssig-
fir Qualitat und Wirtschaftlichkeit im Gesund- keit einer Lungenkrebsfritherkennung mittels
heitswesen (IQWiG) im Auftrag des G-BA die NDCT ist die fiir Mitte 2024 erwartete Rechtsver-
Studienlage tberpriift, ob die NDCT eine geeig-  ordnung. Nach deren Inkrafttreten muss der
nete Fritherkennungsmethode ware. In seinem G-BA innerhalb einer gesetzlichen Frist von

2 Bericht von 2020 zeigte das Institut, dass bei 18 Monaten zu diesem Screening entscheiden.

starken Raucherinnen und Rauchern der Nut-
zen mogliche Risiken des Screenings iibersteigt.

T/ /A T/

) ) Deutschland ist bei der Krebsfriiher-

kennung insgesamt gut aufgestellt.
Dabei gilt allerdings, dass nicht in jedem Fall
zusdtzliche Untersuchungen auch Vorteile
bringen. Ein Screeningangebot fiir symptom-
freie Menschen ist dann gerechtfertigt, wenn
der Nutzen gréf3er als der Schaden ist.

Dr. Monika Lelgemann

Unparteiisches Mitglied des G-BA und
Vorsitzende der Unterausschiisse Metho-

Gemeint ist damit, dass die Belastungen durch denbewertung, Veranlasste Leistungen

moglicherweise falsche Screeningbefunde oder sowie Psychotherapie und psychia-

Uberdiagnosen durch bessere Heilungschan- trische Versorgung

cen und weniger belastende Therapieoptionen

mehr als aufgewogen werden. mit erh6hten Risiken stérker in den Blick zu
nehmen. Einen ersten Schritt in diese Richtung

Friitherkennung ist fiir mich ein wichtiger Bau- macht der G-BA mit den bereits laufenden

stein in unserem Gesundheitssystem. Doch statt ~ Beratungen zum Lungenkrebsscreening mittels
dem aktuellen Trend folgend immer mehr Tests  Niedrig-Dosis-Computertomographie fiir aktive
fiir grof3tenteils gesunde Gruppen mit ganz oder ehemalige Raucherinnen und Raucher.
unterschiedlichen Risiken anzubieten, halte ich  Perspektivisch ist auch die Uberpriifung der

es fir lohnenswert, Angebote fiir Menschen Friitherkennung von Prostatakrebs notwendig.
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https://www.iqwig.de/projekte/s19-02.html
https://www.g-ba.de/beschluesse/6390/
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Cannabis fiir Schwerkranke —
Einfachere Verordnungen

Seit dem 30. Juni 2023 ist es fiir Arztinnen und Arzte unkomplizierter,

Schwerkranken in bestimmten Behandlungssituationen medizinisches

Cannabis zu verordnen. Nur die Erstverschreibung muss von der Kran-

kenkasse genehmigt werden. In bestimmten palliativen Behandlungs-

situationen kann sie ganz entfallen. Damit haben Schwer-
kranke gerade am Lebensende rechtssicher und biirokratie-
arm Zugang zu dieser zusdtzlichen Therapieoption.

Cannabisprodukte kdnnen fir schwerkranke
Menschen eine zusatzliche Moglichkeit sein,
mit Symptomen wie Schmerzen, Schlaflosigkeit
oder therapiebedingten Appetitstérungen bes-
ser zurechtzukommen. Auch in der Palliativme-

dizin kénnen sie eine wichtige Rolle spielen.
Seit 2017 sind medizinische Cannabisprodukte
unter bestimmten Voraussetzungen eine ver-

ordnungsfahige GKV-Leistung.

Im Jahr 2023 hat der G-BA die Moglichkeit zu Verordnungen von medizini-
Verordnungen entsprechend den gesetzlichen schem Cannabis wurden 2022 im
Vorgaben rechtssicher in seiner Arzneimittel-

Richtlinie gestaltet. Am 30. Juni 2023 trat der Rahmen der GKV ausgestellt.
2 Beschluss dazu in Kraft. Nur bei der Erstver-
ordnung muss die Krankenkasse ihre Genehmi-
gung erteilen. Die Regelungen des G-BA sollen
innerhalb des gesetzlichen Rahmens vor allem in

palliativen Behandlungssituationen eine mog- §

lichst biirokratiearme Versorgung mit medizini-
schem Cannabis als zusdtzlicher Therapieoption
sicherstellen.

Deshalb gibt es fiir diesen Bereich Sonderrege-
lungen: In der Spezialisierten Ambulanten Pallia-
tivversorgung (SAPV) entfillt die Genehmi-
gungspflicht der Krankenkassen ganzlich. In der
Allgemeinen Ambulanten Palliativversorgung
(AAPV) besteht sie bei der Erstverordnung zwar
weiterhin, doch die Arzneimittel-Richtlinie redu-
ziert die Priffrist der Krankenkasse auf drei Tage.

Medizinisches Cannabis ist unter bestimm-
ten Voraussetzungen eine genehmigungs-
pflichtige GKV-Leistung (7 § 31 Abs. 6
SGB V). Der G-BA erginzte dazu seine Arz-
neimittel-Richtlinie um § 4a und den
neuen Abschnitt N mit §§ 44 und 45. Mit
dem Arzneimittel-Lieferengpassbekamp-
fungs- und Versorgungsverbesserungsge-
setz (AALBVVG) von 2023 wurde der G-BA
beauftragt festzulegen, wann bei der Erst-
verordnung von Cannabis der Genehmi-
gungsvorbehalt entfillt (§ 31 Abs. 7 SGB V).
Hierzu wird der G-BA 2024 beschlief3en.


https://www.g-ba.de/beschluesse/5915/
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__31.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__31.html
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/197/VO.html
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Verordnung von Cannabisprodukten nach Diagnosen

Cluster-Kopfschmerz
Insomnie/Schlafstérung
Restless-Legs-Syndrom
Tic-Stérung inkl. Tourette-Syndrom
Epilepsie

Darmkrankheit, entziindlich,
nichtinfektios

Appetitmangel/Inappetenz
ADHS

Migrdne

Depression
Ubelkeit/Erbrechen
Multiple Sklerose
Anorexie/Wasting

Spastik

Neubildung

Schmerz

0% 20 %

Anteil in % aller Falle
mit Sativex®

Anteil in % aller Falle
mit Dronabinol

40 % 60 % 80 % 100 %

Anteil in % aller Falle
mit Cannabisbliiten

Anteil in % aller Falle
mit Cannabisextrakt

Quelle: 7 Begleiterhebung des Bundesinstituts fiir Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) vom 6. Juli 2022.

Verordnungsfahige Cannabisprodukte

Verordnen kénnen Arztinnen und Arzte Cannabis
in folgenden Varianten: als getrocknete Bliiten
oder Extrakte, sofern sie einen THC-Gehalt von
mindestens 0,2 Prozent besitzen. THC (Tetrahyd-
rocannabinol) ist neben Cannabidiol einer der
beiden Hauptwirkstoffe der Cannabispflanze.
Auch (Rezeptur-)Arzneimittel mit synthetisch
hergestellten THC-Derivaten (Wirkstoffe Drona-
binol und Nabilon) kénnen verordnet werden.
Firin Deutschland zugelassene cannabishaltige

In der Begleiterhebung des BfArM erfasst sind anonymi-
sierte Behandlungsdaten von April 2017 bis Mdrz 2022.
Die Begleiterhebung wird fortgefiihrt. Einbezogen
werden die Daten zu allen mit Cannabisprodukten als
GKV-Leistung behandelten Versicherten.

Fertigarzneimittel wie Sativex® und Canemes®
greifen die G-BA-Regelungen zu Cannabispro-
dukten hingegen nur dann, wenn sie aufserhalb
ihrer zugelassenen Anwendungsgebiete einge-
setzt werden sollen. Bei Einsatz innerhalb ihrer
Zulassung sind sie Teil der reguldren Arzneimit-
telversorgung. Fur die Verordnung besteht kein
Facharztvorbehalt; alle Vertragsarztinnen und
-drzte konnen sie ausstellen. Der G-BA hat auf
seiner Website FAQ zum Thema Cannabis-Ver-
ordnung eingerichtet. Sie finden Sie 2 hier.


https://www.g-ba.de/themen/arzneimittel/arzneimittel-richtlinie-anlagen/faq-medizinisches-cannabis/
https://www.bfarm.de/SharedDocs/Downloads/DE/Bundesopiumstelle/Cannabis/Abschlussbericht_Begleiterhebung.pdf?__blob=publicationFile
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Telefonische Krankschreibung
wieder moglich

Fiir eine Krankschreibung miissen Patientinnen und Patienten seit
Dezember 2023 nicht mehr zwingend in die Arztpraxis kommen.
Sofern sie in der Praxis bekannt sind und keine Videosprechstunde
moglich ist, kann nun auch nach telefonischer Anamnese eine
Arbeitsunfdhigkeit bescheinigt werden. Das soll Praxen und
Versicherte gleichermal3en entlasten.

Wer krankgeschrieben ist, hat Anspruch auf
Entgeltfortzahlung oder Krankengeld. Wegen
dieser besonderen arbeits- und sozialrechtli-
chen wie auch wirtschaftlichen Bedeutung ist
bei der Bescheinigung von Arbeitsunfahigkeit
besondere Sorgfalt geboten. Bisher muss ihr
zwingend eine unmittelbar persénliche drztli-
che Untersuchung vorausgehen. Seit 7. Dezem-
ber 2023 kénnen niedergelassene Arztinnen
und Arzte sie jedoch unter bestimmten Voraus-
setzungen auch nach telefonischer Anamnese

ausstellen.

Prozent betrug der Krankenstand
von GKV-Versicherten im Jahres-
durchschnitt 2023.

Voraussetzungen sind zu beachten

Wichtige Voraussetzung fiir eine telefonische
Krankschreibung: Die Patientin oder der Patient
muss in der Arztpraxis bereits bekannt sein. Und
es darf keine schwere Symptomatik vorliegen,
denn in diesem Fall misste die Erkrankung durch
eine unmittelbare personliche Untersuchung
abgekldrt werden. Ist dies gegeben, kann die Arz-
tin oder der Arzt nach telefonischer Anamnese

die Erstbescheinigung liber eine Arbeitsunfahig-
keit fur bis zu funf Kalendertage ausstellen. Die
Details fiir eine telefonische Krankschreibung
legte der G-BA in seinem 2 Beschluss vom

7. Dezember 2023 fest. Er trat riickwirkend zu
diesem Tag in Kraft. Die neue Regelung kniipft
an die guten Erfahrungen mit dhnlich lautenden
befristeten Ausnahmeregeln wahrend der Coro-
napandemie an.

Besteht die Erkrankung fort, miissen Patientin-
nen und Patienten fiir die Folgebescheinigung
der Arbeitsunfahigkeit jedoch in jedem Fall die
Arztpraxis aufsuchen. Nur wenn die Erstbeschei-
nigung bei einem Praxisbesuch ausgestellt
wurde, sind Folgebescheinigungen auch per
Telefon moglich. Ein Anspruch der Versicherten
auf Krankschreibung per Telefon besteht aller-
dings nicht.

§

Der G-BA ist gesetzlich beauftragt, die
Details zum Ausstellen von Arbeitsunfa-
higkeits(AU)-Bescheinigungen in seiner
2 AU-Richtlinie umzusetzen. Mit dem Arz-
neimittel-Lieferengpassbekampfungs-
und Versorgungsverbesserungsgesetz
(ALBVVG) vom Juli 2023 kam der Auftrag,
dies auch nach Telefon-Anamnese zu er-
moglichen. Rechtsgrundlage ist 2§ 92 Ab-
satz 4a Satz 5 (neu) SGB V. Mehr zum
Thema sehen Sie 2 hier.


https://www.g-ba.de/beschluesse/6324/
https://www.g-ba.de/richtlinien/2/
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__92.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__92.html
https://www.g-ba.de/themen/veranlasste-leistungen/arbeitsunfaehigkeit/
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Verordnungen per Video-
sprechstunde ausgeweitet

Im Jahr 2023 legte der G-BA die Voraussetzungen fest, unter denen
Heilmittel, hdusliche Krankenpflege und Leistungen zur medizini-
schen Rehabilitation per Videosprechstunde verordnet werden kon-

nen. Vorteilhaft kann das besonders in ldndlichen Regionen
mit langen Wegen zur ndchsten Praxis sein. Und fiir chro-

nisch Kranke reduzieren sich damit die Prasenzbesuche.

Wichtige Voraussetzung fiir Verordnungen per
Videosprechstunde: Die Patientin oder der Pati-
ent muss durch drztlichen Kontakt der Praxis aus
der bereits laufenden Behandlung unmittelbar
personlich bekannt sein. Bei Heilmitteln und
(psychiatrischer) hiuslicher Krankenpflege diir-
fen deshalb nur Folgeverordnungen in einer
Videosprechstunde ausgestellt werden. Diese
Einschrankung gilt nicht bei der Verordnung
medizinischer Rehabilitation, da diese nur ein-
malig erfolgt.

Ob die medizinischen Voraussetzungen fur
einen Leistungsanspruch zum Verordnungszeit-
punkt weiterhin bestehen, muss von Verord-

nenden per Videosprechstunde immer sicher
beurteilt werden kdnnen. Bestehen Zweifel, ist
eine unmittelbar personliche Untersuchung
notwendig. Die Beschliisse zu dieser Entschei-
dung vom 19. Januar 2023 betreffen 2 Heilmittel,
2 hdusliche Krankenpflege und 2 medizinische
Rehabilitation. Sie machen befristete Erleichte-
rungen aus der Coronapandemie nun dauerhaft
nutzbar.

Die Diagnosestellung via Kamera ist nicht in

allen Fdllen uneingeschrénkt méglich. Deshalb
sind bei Heilmitteln und hduslicher Krankenpflege
nur Folgeverordnungen per Videosprechstunde
erlaubt. Im Zweifel ist eine personliche Konsulta-
tion in der Sprechstunde unumgdnaglich.

Arztliche Erfahrungen mit der Videosprechstunde

Feedback zur Aussage: ,,Eine Diagnosestellung fiir
Patientinnen und Patienten war problemlos moglich“

2023 35 % 23 % 8 % 18 %
0% 20 % 40 % 60 % 80 % 100 %
| [ |G | e Eed

Quelle: IGES-Institut, 2 PraxisBarometer Digitalisierung 2023; Befragung von
3165 teilnehmenden Praxen einer reprasentativen bundesweiten Stichprobe.
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https://www.g-ba.de/beschluesse/5834/
https://www.g-ba.de/beschluesse/5835/
https://www.g-ba.de/beschluesse/5836/
https://www.g-ba.de/beschluesse/5836/
https://www.kbv.de/media/sp/Folien_PraxisBaroDigit23_Pressegespraech_iGES.pdf
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Ambulante spezialfachdrztliche Versorgung

Spezialisierte ASV-Teams
bei schwerer Epilepsie

Patientinnen und Patienten mit komplexen oder seltenen Krankheiten

kdnnen in besondere Behandlungsangebote liberwiesen werden: die

ambulante spezialfacharztliche Versorgung (ASV). Spezialisierte Arztin-
nen und Arzte aus Kliniken und Praxen arbeiten hier in fach-

Die Epilepsie ist eine Erkrankung, bei der Ner-
venzellen im Gehirn zu viele Signale abgegeben.
Diese losen sogenannte epileptische Anfdlle
aus, die — je nach Schweregrad — bis hin zu
haufigen mehrminitigen Krampfanfallen am
gesamten Korper und zu Bewusstseinsverlust
reichen kdnnen.

Fiir Patientinnen und Patienten mit Epilepsie bie-
ten sich koordinierte Behandlungen an. Bisher
waren solche Angebote ausschlieflich eine
ambulante Krankenhausleistung. Diese dlteren
Versorgungsansatze iiberfihrt der G-BA schritt-
weise in die ASV. Damit kénnen sich nun auch
niedergelassene Arztinnen und Arzte der bisher
einbezogenen Fachgebiete wie Neurologie bzw.
Kinder- und Jugendmedizin mit Schwerpunkt
Neuropéadiatrie an den ASV-Behandlerteams
beteiligen. Bei Bedarf kénnen weitere Fachgebiete
hinzugezogen werden, beispielsweise Frauenheil-
kunde und Geburtshilfe oder Labormedizin. Neu
sind hier die Kardiologie und die Humangenetik.

§

Ubergreifenden Teams zusammen. 2023 hat der G-BA die ASV
um zwei weitere Krankheiten ergdnzt, unter anderem um
zerebrale Anfallsleiden (Epilepsie).

100000

Patientinnen und Patienten um-
fasst nach G-BA-Schdtzungen
die Zielgruppe der ASV Epilepsie.

Das ist neu im Rahmen der ASV

Deutlich ausgeweitet hat der G-BA die Bera-
tungsleistungen, die die Patientinnen und Pati-
enten innerhalb der ASV erhalten. Sie umfassen
kiinftig auch den Umgang mit der Krankheit in
Ausbildung, Beruf und zu sozialen Aspekten.
Und falls mithilfe einer medikament&sen Thera-
pie keine Anfallsfreiheit erreicht werden kann,
wird in der ASV auch tiber die Méglichkeit zu
epilepsiechirurgischen Eingriffen informiert. In
der Erndhrungsberatung konnen alle Betroffe-
nen zu speziellen Konzepten beraten werden,
die zerebrale Anfallsleiden lindern kénnen. Neu
ist auch, dass Kinder und Jugendliche bereits bei
Verdachtsdiagnosen in die ASV iiberwiesen wer-

In seiner Richtlinie tiber die ambulante

spezialfachirztliche Versorgung (2 ASV-

Richtlinie) legt der G-BA die generellen
Vorgaben fest, die Arztinnen und Arzte er-
fullen mussen, um an der ASV teilnehmen
zu konnen. Gesetzliche Grundlage dieser
Aufgabe ist 2§ 116b SGB V. Mehr Informa-

tionen zur ASV finden Sie 2 hier.

den konnen. Diese muss jedoch innerhalb von
zwei Quartalen nach Erstkontakt in eine gesi-
cherte Diagnose Uberfiihrt sein. Der 2 Beschluss
des G-BA vom 21. Dezember 2023 zur ASV Epi-
lepsie tritt im Laufe des Jahres 2024 in Kraft.


https://www.g-ba.de/beschluesse/6377/
https://www.g-ba.de/richtlinien/80/
https://www.g-ba.de/richtlinien/80/
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__116b.html
https://www.g-ba.de/themen/asv/116b/
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ASV-Angebot zu
Augentumoren erweitert

Spezialisierte Angebote von Kliniken fiir erwachsene Patientinnen und
Patienten mit Tumoren des Auges gab es bereits als Leistung der ambu-
lanten Versorgung im Krankenhaus. Seit 2024 kénnen nun auch
niedergelassene Vertragsarztinnen und -arzte in die ASV-
@ Teams integriert werden. Die ASV umfasst damit nun Ange-
bote zu 23 komplexen, schwer therapierbaren Krankheiten.

Augentumoren gehoren zu den mit Abstand
seltensten Krebserkrankungen. Umso wichtiger
ist flr Betroffene der Zugang zu koordinierter
Expertise im Rahmen der ASV.

Mit seinem 2 Beschluss vom 21. Dezember 2023
erweiterte der G-BA den Leistungsumfang in
diesem ASV-Angebot gegeniiber der ABK-Richt-

linie. Auswahl, Anpassen und Priifung therapeu-
tischer Sehhilfen sind nun Bestandteil der ASV.
Zudem wurden die optische Kohadrenztomogra-
phie und die Fotografie des vorderen und hinte-
ren Augenabschnitts zur diagnostischen Abkla-
rung neu aufgenommen. Vor therapeutischen
Entscheidungen kénnen jetzt PET- und PET/CT-
Leistungen erganzend eingesetzt werden.

Gesamtzahl der ASV-Teams und -Patienten

T = Teams
P = Patientinnen und Patienten

9T
8365P

Stand 5. April 2023

Quelle: Zwischenbericht, veroffentlicht mit 2 Beschluss
vom 12. April 2023 (ASV Kopf- und Halstumoren).

22T
29576 P

39T
169 544 P

‘ 58T
y 91269 P

10T . Z°;
55128 P S
29T
27 95950 P
19995 P

153 544 P
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https://www.g-ba.de/beschluesse/6375/
https://www.g-ba.de/beschluesse/5963/
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Qualitdtssicherung

Zweitmeinung vor weiteren
planbaren Operationen

Haben gesetzlich Krankenversicherte vor bestimmten planbaren
Eingriffen Zweifel, ob eine empfohlene Operation wirklich notig ist,
kdnnen sie dazu eine zweite Meinung einholen. Seit 2023 besteht

Eine Zweitmeinung als reguldre Krankenkassen-
leistung ist gesetzlich nur fur planbare Eingriffe
vorgesehen, bei denen eine auffdllige Mengen-
entwicklung zu beobachten ist. Denn dies
schlief3t zumindest die Méglichkeit nicht aus,
dass in diesen Bereichen mehr operiert wird als
erforderlich. Regelmalig beauftragt der G-BA
wissenschaftliche Updates, um solche Eingriffe
zu finden. Letztmalig hat er das 2021 getan. In
einer 2 Literaturrecherche fand das von ihm
beauftragte Institut fur Qualitat und Wirt-
schaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG)
15 mengenauffallige planbare Operationen und
Untersuchungen. Schrittweise wird dariber
beraten, ob es dazu neue Zweitmeinungsver-
fahren geben soll.

3,9

Prozent mehr Hiiftgelenks-
operationen wurden 2022 im

Vergleich zu 2019 durchgeftihrt.

diese Moglichkeit nun auch vor Eingriffen zum Huftgelenk-
ersatz und vor Operationen an Aortenaneurysmen. Damit
haben Patienten kiinftig vor elf Eingriffen Zugang zu einer
unabhdngigen drztlichen Zweitmeinung.

Eingriffe zum Hiiftgelenkersatz

In Deutschland werden im internationalen Ver-
gleich Uberdurchschnittlich viele Hiiftgelenker-
satz-Operationen durchgefiihrt. Jahrlich bekom-
men ber 200 000 gesetzlich Krankenversi-
cherte ein neues Hiiftgelenk oder es stehen
Komponentenwechsel an. Die meisten Eingriffe
dieser Art sind planbare Leistungen. Mit einem
2 Beschluss vom 16. November 2023 &ffnete der
G-BA deshalb die Moglichkeit zur systemati-
schen Einholung einer unabhdngigen zweiten
arztlichen Meinung. Sie greift, wenn Patientin-
nen und Patienten der Einsatz, der Wechsel oder
auch die Entfernung einer Total- oder Teilpro-
these am Hiiftgelenk empfohlen wird.

§

Der Anspruch auf eine unabhangige drzt-
liche Zweitmeinung ist im Sozialgesetz-
buch V (7§ 27b SGB V) fiir planbare Ein-

griffe mit auffdlliger Mengenentwicklung
verankert. Der G-BA sucht und benennt
solche Eingriffe. In der 2 Richtlinie zum

Zweitmeinungsverfahren legt er dazu die

Verfahren und die Qualifikationsanforde-
rungen fur Zweitmeiner fest. Mehr zum

Thema finden Sie 2 hier.


https://www.iqwig.de/download/v20-01_zweitmeinung_rapid-report_v1-0.pdf
https://www.g-ba.de/beschluesse/6295/
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__27b.html
https://www.g-ba.de/richtlinien/107/
https://www.g-ba.de/themen/qualitaetssicherung/vorgaben-zur-qualitaetssicherung/zweitmeinung/
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Facharztinnen und Fachérzte, die eine Genehmi-
gung als sogenannte Zweitmeiner erhalten wol-
len, missen in einer der folgenden Fachrichtun-
gen qualifiziert sein: Orthopadie und Unfallchi-
rurgie, Orthopadie, Chirurgie mit Schwerpunkt
Unfallchirurgie oder Physikalische und Rehabili-
tative Medizin. Der Beschluss des G-BA tritt im
Laufe des Jahres 2024 in Kraft. Voraussichtlich
ab 1. Juli 2024 kénnen ambulant oder stationdr
titige Arztinnen und Arzte bei den Kassenirzt-
lichen Vereinigungen eine Genehmigung bean-
tragen, um Zweitmeinungen zu Hiiftgelenksope-
rationen abgeben und mit den gesetzlichen
Krankenkassen abrechnen zu diirfen.

Operationen an Aortenaneurysmen

Aneurysmen sind Aussackungen, die sich im
Laufe des Lebens an Gefal3en bilden konnen.
Meist verursacht ein Aneurysma keine Beschwer-
den. In seltenen Fallen kdnnen Aneurysmen rei-
3en und es kommt zu einer lebensbedrohlichen
Notfallsituation. Da die Gefdl3ausstiilpungen
aber haufig symptomlos sind, werden sie oft nur
zufallig entdeckt oder aber im Rahmen eines fiir
Mdnner ab 65 Jahren angebotenen Ultraschall-
Screenings auf Bauchaortenaneurysmen.

sprechen.

Ansehen auf @BYouube

gesundheitsinformation.de
verstehen | abwagen | entscheiden

Zweitmeinung vor Operationen

Ihre Arztin oder Ihr Arzt hat Ihnen eine Operation oder einen Eingriff
empfohlen? Bei den unten aufgelisteten Operationen kénnen Sie lhre

Entscheidung kostenlos mit einer Spezialistin oder einem Spezialisten be-

Von ,FuB” bis ,Wirbelsaule": Operationen und Eingriffe

Vorab: Wie bekomme ich eine zweite Meinung? v
FuR: Amputation beim Diabetischen FuRsyndrom v
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und damit die meisten Zweitmei-
nenden gibt es zur Schulter-
arthroskopie, zeigt der neueste
2 KBV-Bericht zum Thema.

Wird ein Aortenaneurysma (Ausbuchtung an der
Brust- oder Bauchschlagader) diagnostiziert, sind
verschiedene Vorgehensweisen denkbar. Die
Operation eines Aneurysmas ist nicht zwingend
erforderlich. Abhédngig beispielsweise von der
GrolRe des Aneurysmas und den individuellen
gesundheitlichen Faktoren kann eine langfristige
Uberwachung véllig ausreichend sein. Dabei wird
beobachtet, ob und in welchem Maf3e sich das
Aneurysma vergrofRert und gegebenenfalls doch
eine operative Behandlung notwendig wdre.

Gesetzlich Versicherte kdnnen sich kiinftig eine
unabhangige zweite drztliche Meinung einho-
len, wenn ihnen die Operation eines Aortenan-
eurysmas an der Brust- oder Bauchschlagader
empfohlen wird. Mit einem 2 Beschluss vom

21. Dezember 2023 legte der G-BA dafir die
Voraussetzungen fest. Facharztinnen und Fach-
arzte, die eine Genehmigung als sogenannte
Zweitmeiner erhalten wollen, mussen in einer
der folgenden Fachrichtungen qualifiziert sein:
Gefdlchirurgie, Herzchirurgie, Innere Medizin
und Angiologie oder Innere Medizin und Kar-
diologie. Zudem gelten weitere generelle Anfor-
derungen an Qualifikation und Unabhéangigkeit.

Auf seiner Website informiert das IQWIG (iber die Mdglich-
keit zur Einholung einer Zweitmeinung und hdlt 2 Online-
Entscheidungshilfen vor. Sie informieren iiber Chancen und
Risiken des geplanten Eingriffs und die méglicher Behand-
lungsalternativen. Eine Checkliste hilft dabei, vorbereitet in

das Arztgesprdch zu gehen. Das IQWiG entwickelt die Ent-

scheidungshilfen im Auftrag des G-BA.
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https://www.g-ba.de/beschluesse/6428/
https://www.g-ba.de/beschluesse/6378/
https://www.gesundheitsinformation.de/zweitmeinung-vor-operationen.html
https://www.gesundheitsinformation.de/zweitmeinung-vor-operationen.html
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E In der Online-Version des Geschafts-
A berichts konnen Sie auch die im

Text verlinkten Inhalte einsehen:
ol 7g-ba.de/gb2023
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http://g-ba.de/gb2023
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Qualitdtssicherung

Long COVID und dhnliche
Krankheiten strukturiert
behandeln

Patientinnen und Patienten mit Verdacht auf Long COVID und dhn-
liche Erkrankungen — zum Beispiel Myalgische Enzephalomyelitis
oder Chronic Fatigue Syndrome (ME/CFS) — sollen kiinftig schneller
bedarfsgerecht behandelt werden. Erstmals definierte der G-BA hier-
flr standardisierte, gestufte Versorgungspfade. Sie sollen Betroffenen

in Zukunft eine unkoordinierte Arzte-Odyssee ersparen.

Noch immer sind sie nicht abschliel3end
erforscht: gravierende Langzeitbeschwerden,
die nach einer tiberstandenen Infektionskrank-
heit auftreten. Postinfektiose Krankheiten wie
zum Beispiel ME/CFS zeigen durch die COVID-
19-Pandemie eine nie gekannte Verbreitung.
Etwa 500 000 Patientinnen und Patienten sind
in Deutschland davon betroffen. Zuweilen
schranken sie die Menschen so stark ein, dass
sie ihren Alltag nicht mehr bewaltigen konnen.
Die Symptome reichen in schweren Fillen bis
hin zu einer PEM (Post Exertional Malaise), bei
der schon geringe Belastungen zu gravierenden
Krankheitsverschlechterungen fithren.

Symptome bei Long/Post COVID

Mit einem 2 Beschluss vom 21. Dezember 2023
brachte der G-BA zu Long COVID und weiteren
Erkrankungen mit ahnlicher Ursache oder Aus-
pragung erstmals eine Richtlinie auf den Weg. Die
darin definierten Versorgungspfade stellen sicher,
dass ein Erkrankungsverdacht sorgfaltig und
strukturiert abgeklart wird, alle hierzu eingebun-
denen Fachdisziplinen in einem engen Austausch
stehen und eine optimale Behandlung unter
Berticksichtigung der Schwere der Erkrankung
erfolgen kann. Betroffene erhalten einen persén-
lichen Behandlungsplan. Ziel ist es, die Symptome
individuell zu managen, zu lindern und den
Krankheitsverlauf positiv zu beeinflussen.

sty [TTEE T

© Fatigue

* Kurzatmigkeit (Ruhe, Belastung)

o Leistungs-/Aktivitdtseinschrankung
© Kopfschmerzen

* Muskel-/Gelenkschmerzen

* Riech-/Schmeckstérungen

e allgemeine Schmerzen

e verandertes Atemmuster

e kognitive Einschrankungen
e Zwangshandlungen

® Haarausfall

e Husten

e Schlafstérungen e Schwindel
e depressive Verstimmung o Ubelkeit
e Angstsymptomatik e Diarrhoe

o Appetitverlust

e Tinnitus

e Ohrenschmerzen
e Stimmverlust

® Palpitationen

e Lahmungen, Sensibilitatsstorungen

o stark beschleunigter Herzschlag

Quelle: Abb. nach 2 S1-Leitlinie der AWMF zu Long/Post COVID, Stand 30. Mai 2024.


https://www.g-ba.de/beschluesse/6374/
https://register.awmf.org/assets/guidelines/020-027l_S1_Long-Post-Covid_2024-06_1.pdf

Qualitditssicherung
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Patientinnen und Patienten mit Ver-

dacht auf postinfektiése Syndrome
wie Long COVID und Chronisches Fatigue
Syndrom sollen besser und schneller versorgt
werden. Mit unserer neuen Richtlinie sollen
nicht nur an Long COVID Erkrankte, sondern
insgesamt Betroffene mit postinfektiésen Syn-
dromen gut durch das Versorgungssystem
gelenkt werden. Ausschlaggebend sind nach
der Richtlinie die Erkrankung und ihre Symp-
tome, nicht der Ausléser!

Patientinnen und Patienten sollen zeitnah
auf Therapieangebote zuriickgreifen kénnen
und von einer interdisziplindren und stan-
dardisierten Diagnostik profitieren. Dazu ist
die Koordination durch eine drztliche
Ansprechperson — in der Regel die Hausdrztin
oder der Hausarzt — vorgesehen, auch um
lange ,,Odysseen” zu vermeiden, die Betrof-
fene bislang oft durchstehen mussten. Die
neue Richtlinie ist hier ein erster wichtiger
Schritt, auch wenn die wissenschaftliche
Erkenntnislage gerade bei Therapieméglich-
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Karin Maag

Unparteiisches Mitglied des G-BA und
Vorsitzende der Unterausschiisse
Disease-Management-Programme,
Quualitétssicherung und Ambulante spe-
zialfachdrztliche Versorgung

keiten leider noch sehr diinn ist. Ein nicht

zu unterschdtzender Mehrwert der neuen
Richtlinie besteht beispielsweise darin, dass
die Arztinnen und Arzte fiir eine méglicher-
weise vorhandene PEM — eine Post-Exertio-
nelle Malaise — sensibilisiert werden. In die-
sem Fall verschlechtern sich die Symptome
auch nach geringer kérperlicher oder geisti-
ger Belastung. Und genau das muss bei der
Therapie unbedingt beriicksichtigt werden.
Ich hoffe sehr, dass wir diese Erstfassung
der Richtlinie aufgrund neuer Forschungser-
kenntnisse zur Diagnostik und Therapie bald
anpassen kénnen.

0007
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Zentrale Koordination

Im Zentrum der Regelungen steht eine drztliche
Ansprechperson, in der Regel wird das eine
Hausarztin oder ein Hausarzt sein; bei Kindern
und Jugendlichen eine Facharztin oder ein Fach-
arzt der Kinder- und Jugendmedizin. Diese
Ansprechperson iibernimmt die notwendige
Koordination bei Diagnostik und Therapie und
kann bei Bedarf stufenweise weitere Fachexper-
tise bis hin zu spezialisierten Hochschulambulan-
zen hinzuziehen. Mit dem Beschluss des G-BA,
der 2024 nach Prifung durch das BMG und Ver-
offentlichung im Bundesanzeiger in Kraft tritt,
setzt der G-BA einen gesetzlichen Auftrag um.
Mehr zum Thema finden Sie 2 hier.

zzzzzzzzzzzzzz;zz;z;z;z;zzzzZ

Forschung wird intensiviert

20 Millionen Euro stehen iiber den Innovations-
fonds in den nichsten Jahren fiir die Long-/
Post-COVID-Forschung bereit. Im Juni 2023
schrieb der Innovationsausschuss unter ande-
rem dazu ein neues A Themenfeld aus. Finf Pro-
jekte werden bereits untersttitzt. Beispielsweise
biindelt 253Cov19live Behandlungsempfehlun-
gen auf neuestem Forschungsstand in einer
neuen Living-Guideline. Und 2 LCovB beobach-
tet die Effekte verschiedener Therapieansatze
im Zeitverlauf, um daraus Empfehlungen abzu-
leiten. Weitere Forderprojekte sind 2 IWILL,
2AWATCH und 2PVP-19.


https://www.g-ba.de/themen/qualitaetssicherung/beratungen-versorgungsangebot-long-covid/
https://innovationsfonds.g-ba.de/foerderbekanntmachungen/foerderbekanntmachung-versorgungsforschung-zum-themenspezifischen-bereich-geaendert-am-16-11-2023.45
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/versorgungsforschung/s3cov19live-living-guideline-empfehlungen-zur-therapie-von-patienten-mit-covid-19.578
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/versorgungsforschung/lcovb-die-versorgungssituation-von-long-covid-betroffenen-verbessern.624
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/versorgungsforschung/iwill-evaluation-eines-digitalen-interaktiven-informationstools-zur-steigerung-der-impfinzidenz-von-impfkritischen-personen-am-beispiel-der-covid-19-impfung.464
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/neue-versorgungsformen/watch-mobile-wohnortnahe-versorgung-zur-steuerung-der-sektoruebergreifenden-therapie-bei-post-covid-19-in-thueringen.574
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/versorgungsforschung/pvp-19-veraenderungen-der-medizinischen-versorgung-von-pflegebeduerftigen-menschen-in-stationaeren-pflegeeinrichtungen-unter-pandemiebedingungen.442
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Arzneimittel

EU-HTA: Zentrale
Nutzenbewertung von
neuen Arzneimitteln

Zu erstmalig neu zugelassenen Arzneimitteln im Bereich Onkologie
und ATMPs startet ab dem Jahr 2025 eine zentrale europdische Nut-
zenbewertung im Rahmen der EU-HTA-Verordnung. Alle Mitglieds-
staaten werden fir ihre eigene nationale Bewertung darauf zugrei-
fen konnen. Auf einer Fachveranstaltung informierte der G-BA zum

Stand der Dinge.

Bei neuen Arzneimitteln ist aus Versorgungsper-
spektive wichtig, den Mehrwert fiir Patientinnen
und Patienten zu kennen. Den nationalen Nut-
zenbewertungen wird kiinftig eine gemeinsame
Bewertung der Ergebnisse der klinischen Studien
vorangestellt, ein sogenanntes Health Techno-
logy Assessment (HTA).

Die Ergebnisse dazu werden ab dem Jahr 2025
in EU-HTA-Berichten (Joint-Clinical-Assessment-
(JCA)-Reports) zusammengefasst. Sie stellen
kiinftig zu allen in den Mitgliedsstaaten rele-
vanten Fragestellungen' dar, welche Daten die

vom Hersteller eingereichten (Zulassungs-)Stu-
dien mit welcher Aussagesicherheit dazu bereit-
halten. Die Fragestellungen kdnnen in den Mit-
gliedsstaaten sehr unterschiedlich aussehen.
Therapiestandards, Patientenpopulationen,
Finanzierungssysteme, die Verfligbarkeit in der
Versorgung — und damit auch mogliche Ver-
gleichstherapien — unterscheiden sich zum Teil
erheblich.

Wie sich (Zulassungs-)Studien so auswerten las-
sen, dass sie eine aussagekraftige Basis fiir natio-
nale Bewertungen bieten, wird aktuell im Detail

Gestaffelte Einfithrung der EU-HTA bei Arzneimitteln

2025

Onkologika

ATMPs

2028

2030

weitere
Orphan Drugs

Zeit

Quelle: Informationsveranstaltung ,Andert die Implementierung der EU-HTA-Verordnung das
AMNOG-Verfahren?" des G-BA vom 10. November 2023, 2 Vortragschart von Dr. Beate Wieseler.


https://www.g-ba.de/downloads/17-98-5570/07_Wieseler_EU-HTA-Informationsveranstaltung-2023.pdf

Arzneimittel

erarbeitet. Der G-BA und das IQWIG arbeiten hier
in koordinierender Rolle mit. Deutschland kann
viel Erfahrung mit systematischen Arzneimittel-
Nutzenbewertungen aus dem seit 2011 laufenden
2AAMNOG-Verfahren einbringen. Perspektivisch
soll das EU-HTA-Verfahren auch bei Medizinpro-
dukten angewendet werden.

Fest steht: Die gemeinsame Bewertung auf EU-
Ebene wird die nationalen Nutzenbewertungen
bei neuen Arzneimitteln nicht ersetzen. Sie geht
ihr voraus und muss kiinftig bei der nationalen
Bewertung beriicksichtigt werden. Die Schlussfol-
gerungen zum Zusatznutzen der neuen Wirk-
stoffe, deren Erstattung durch die Kostentrager
sowie die Preisbildung bleiben aber weiterhin in
nationaler Verantwortung. Reichen einzelnen
Mitgliedsstaaten die zentral verfiigbaren Daten
und EU-Analysen noch nicht aus, werden sie wei-
terhin bei den Herstellern erganzende zusatzliche
Informationen und Daten anfordern kénnen.

/24

Prof. Josef Hecken

drztliche Behandlung

iz

Unparteiischer Vorsitzender des G-BA
und Vorsitzender der Unterausschiisse
Arzneimittel, Bedarfsplanung und Zahn-

Mit den EU-HTA-Bewertung werden
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Beratung fiir Hersteller

Voraussetzung fur aussagekraftige HTA-Berichte ist
die Generierung robuster Daten schon in den Zulas-
sungsstudien. Um diese bestmoglich zu planen,
kdnnen sich Hersteller seit September 2023 iiber-
gangsweise parallel von den nationalen HTA-Orga-
nisationen und der Europdischen Arzneimittel-
Agentur (EMA) zur Studienplanung beraten lassen.
Der G-BA fungiert dabei als zentrale Kontaktstelle.
Diese 2 Ubergangsberatungen laufen bis Ende 2024.
Dann greift die EU-HTA-Verordnung, die ebenfalls
europdische Beratungen (Joint Scientific Consultati-
ons (JSC)) vorsieht.

Basis ist die 27EU-HTA-Verordnung von 2022. Zu
ihren Auswirkungen auf das deutsche AMNOG-
Verfahren veranstaltete der G-BA am 10. November
2023 eine Fachkonferenz in Berlin. Eine Dokumen-
tation der Veranstaltungen mit Live-Mitschnitten
finden Sie 2 hier.

! Die Fragestellungen, die sogenannten PICOs, beschreiben die Patienten-
population, die Intervention (Therapie, die Gegenstand der Untersuchung
ist), den Comparator (Vergleichstherapie) und das Outcome (Endpunkte).

auf die Preise der Arzneimittel hat. Das verletzt
eines der Kernprinzipien des AMNOG und des
Konzepts der Value-based Healthcare: nur ein
héherer Patientennutzen rechtfertigt auch
einen h6heren Preis. Zudem hdtten, geheime
Rabatte’ Folgen fiir das notwendige Beachten
des Wirtschaftlichkeitsgebots: Wie soll ein Ver-
ordner bei gleicher Wirksamkeit noch die
wirtschaftlichste Therapie auswdhlen, wenn er
die echten Preise nicht mehr kennt?

wir einen Gewinn an Transparenz
erhalten. Umso unversténdlicher ist es nun,
dass der Gesetzgeber mit dem Medizinfor-
schungsgesetz bei uns geheime Erstattungsbe-
trdge etablieren will. Bei ,geheimen Rabatten’
ergeben sich vielfdltige Reibungsverluste. Fiir
die AuRenwelt — Arztinnen und Arzte sowie
Patientinnen und Patienten in Deutschland,
aber auch innerhalb der EU — widire nicht mehr
nachvollziehbar, inwiefern der festgestellte
Zusatznutzen liberhaupt noch einen Einfluss

A T T T s

Fiir mich darf sich der Transparenzgedanke
nicht auf die Bewertung der Daten beschrdn-
ken. Transparenz als Voraussetzung ftir
Vergleichbarkeit brauchen wir auch bei den
Arzneimittelpreisen. Das schliel3t fiir mich
Informationen (iber Kosten von Forschung,
Produktion und Marketing sowie Angaben
zu Foérdermitteln aus 6ffentlicher Hand mit
ein. Nur wenn es hierzu Transparenz gibt,
kann die nationale Politik die richtigen Ent-
scheidungen zu Preisinstrumenten treffen.

77 7 ] ]
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https://www.g-ba.de/themen/arzneimittel/arzneimittel-richtlinie-anlagen/nutzenbewertung-35a/informationen-fuer-unternehmen/eu-hta-verordnung/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32021R2282
https://www.g-ba.de/service/veranstaltungen/amnog-eu-hta-verordnung/
https://www.g-ba.de/themen/arzneimittel/arzneimittel-richtlinie-anlagen/nutzenbewertung-35a/
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Seit 2011 bewertet der G-BA alle neu auf den deutschen Markt kom-
menden Arzneimittel auf ihren Zusatznutzen. Der Gesetzgeber hat
dieses sogenannte AMNOG-Verfahren 2022 um eine neue Malf3-
nahme ergdnzt: Fir freie Kombinationstherapien mit mehreren
neuen Wirkstoffen gilt kiinftig ein 20-prozentiger Preisabschlag.

Im Jahr 2023 passte der G-BA dazu seine Arzneimittel-Richtlinie

an und benannte erstmals Kombinationen.

Neue Arzneimittel konnen nicht nur allein, son-
dern auch als Teil einer Kombinationstherapie
eingesetzt werden. Vor allem in der Onkologie
kommt das haufig vor. Bei den Kombinations-
therapien mit neuen Wirkstoffen handelt es sich
um Arzneimittel, fir die jeweils Schutzrechte
bestehen, kein generischer Wettbewerb vorliegt
und die in der Regel ein hohes Preisniveau auf-

Wirkstoffe hat der G-BA weisen. Um Kostensteigerungen einzugrenzen,

. o soll fiir freie Kombinationen, in denen sich hohe
bis Ende 2023 mit ihren Preise der jeweiligen Arzneimittel summieren
Kombinationspartnern pro konnen, kiinftig ein pauschaler Abschlag von

20 Prozent greifen. Davon ausgenommen wer-
den Kombinationen, die einen mindestens
betrachtlichen Zusatznutzen aufweisen.

Anwendungsgebiet 2 gelistet.

Aufgabe des G-BA ist es, die Voraussetzungen
fuir den Preisabschlag zu prifen und die in Kom-
binationen einsetzbaren Arzneimittel in seinen

§ Beschliissen zur Nutzenbewertung konkret zu

Mit dem 2 GKV-Finanzstabilisierungsgesetz
von 2022 tbertrug der Gesetzgeber dem
G-BA zusatzliche Aufgaben im 2ZAMNOG-
Verfahren. In der neuen Anlage Xlla der
2 Arzneimittel-Richtlinie benennt er fiir die
bewerteten neuen Arzneimittel alle weite-
ren neuen Wirkstoffe, die im betreffenden
Anwendungsgebiet aufgrund ihrer Zulas-
sung als Kombinationstherapie eingesetzt
werden kdnnen. Verankert ist dies in 2§
35a Abs. 3 S. 4 SGB V. Der G-BA nimmt re-
gelmdRig Aktualisierungen vor, wenn sich
Anderungen an den Voraussetzungen der
Benennungen (insbesondere aufgrund
auslaufender Schutzrechte) ergeben.

benennen. Die Benennung ist Grundlage fiir
Anspriiche von Krankenkassen in Bezug auf den
Preisabschlag gegeniiber den jeweiligen phar-
mazeutischen Unternehmen.

Seit November 2022 benennt der G-BA in allen
Beschliissen zur Nutzenbewertung im AMNOG-
Verfahren die jeweiligen Kombinationswirkstoffe.
Wie gesetzlich vorgesehen, benannte er zudem in
allen dafir infrage kommenden Beschliissen vor
November 2022 die Kombinationswirkstoffe
nach. Dem umfangreichen 2Sammelbeschluss
vom 5. Oktober 2023 ging ein ausfiihrliches Stel-
lungnahmeverfahren voraus.


https://www.g-ba.de/beschluesse/6210/
https://www.g-ba.de/downloads/83-691-863/AM-RL_XIIa_2023-12-21.pdf
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl122s1990.pdf%27%5D__1714995402797
https://www.g-ba.de/themen/arzneimittel/arzneimittel-richtlinie-anlagen/nutzenbewertung-35a/informationen-fuer-unternehmen/eu-hta-verordnung/
https://www.g-ba.de/themen/arzneimittel/arzneimittel-richtlinie-anlagen/nutzenbewertung-35a/informationen-fuer-unternehmen/eu-hta-verordnung/
https://www.g-ba.de/richtlinien/anlage/332/beschluesse/?sort=beschluss.DATUM&direction=desc&seite=1
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__35a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__35a.html

Arzneimittel

Geschdftsbericht 2023

Biotechnologisch hergestellte Arzneimittel, sogenannte Biologika,
spielen eine immer wichtigere Rolle. Wegen ihrer finanziellen Rele-
vanz ist gesetzlich vorgesehen, Originale wenn moglich gegen oft
kostenglinstigere Nachahmerprodukte auszutauschen. Der G-BA
liefert dazu rechtssichere Entscheidungsgrundlagen. Fiir drztliche
Verordnungen gibt es sie bereits. Im Jahr 2023 ergdnzte er Hinweise
zum Austausch von Biologika bei Zubereitungen in Apotheken.

Millionen Euro betrug der
Umsatz mit Biologika fiir 2023
bis zum dritten Quartal.

Seit dem 15. Mdrz 2024 miissen Apotheken wirk-
stoffbezogen ein preisgiinstiges Produkt bei der
Herstellung arztlich verordneter Injektions- und
Infusionslosungen aus biotechnologisch herge-
stellten Arzneimitteln auswahlen. Mit einem
entsprechenden 2 Beschluss vom 15. Juni und
16. November 2023 traf der G-BA entsprechende
Regelungen; zundchst beschrankt auf die Aus-
tauschbarkeit von Biologika in Apotheken, die
in parenteralen Zubereitungen zur unmittelba-
ren drztlichen Anwendung eingesetzt werden.

Biologika enthalten aktive Wirkstoffe wie zum
Beispiel Insulin, Antikérper oder Gerinnungsfak-
toren, die in lebenden Zellen von Tieren oder
Pflanzen oder gentechnisch verdnderten Organis-
men gewonnen werden. Durch ihre vielseitige
Einsetzbarkeit ist ihr Marktanteil an den Arznei-
mittelausgaben in Deutschland auf mittlerweile
35 Prozent angewachsen. Seit dem Jahr 2006 hat
sich ihr Umsatz nahezu versechsfacht. Um die
Ressourcen der solidarisch finanzierten gesetzli-

chen Krankenversicherung zu schonen, sollen
nach dem Willen des Gesetzgebers vorrangig kos-
tenglinstigere Nachahmerprodukte, sogenannte
Biosimilars, verordnet werden. Sie stehen in der
Regel nach Ablauf der Patentlaufzeit der Original-
produkte (Referenzprodukte) auf dem Markt zur
Verfligung. Biosimilars durchlaufen strenge Zulas-
sungsregeln bei der Europdischen Arzneimittel-
agentur, um ihre therapeutische Vergleichbarkeit
zum Originalprodukt sicherzustellen.

Wichtige Voraussetzung fiir den Austausch von
Biologika bei Zubereitungen in Apotheken ist es,
dass das eingesetzte Fertigarzneimittel mindes-
tens in den Applikationsarten mit dem arztlich
verordneten Arzneimittel tibereinstimmt. Zudem
muss es mindestens fiir dieselben Anwendungs-
gebiete zugelassen sein.

8

Uber 2§ 129 Abs. Ta Satz 3 und 5 bis 6
SGB V ist der G-BA beauftragt, Hinweise
zur Austauschbarkeit von Biologika zu
geben. Abschnitt M § 40a der 2AArznei-
mittel-Richtlinie (AM-RL) gibt Hinweise
zu deren wirtschaftlichen arztlichen Ver-
ordnung; § 40b zu deren Austauschbar-
keit bei parenteralen Zubereitungen
durch Apotheken. Zur Unterstiitzung
stellt 2Anlage Vlla der AM-RL die Zulas-
sungszusammenhdnge von Biologika und
deren Biosimilars dar. Mehr Informatio-
nen zum Thema finden Sie 2 hier.
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https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__129.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__129.html
https://www.g-ba.de/richtlinien/3/
https://www.g-ba.de/richtlinien/3/
https://www.g-ba.de/richtlinien/anlage/290/
https://www.g-ba.de/themen/arzneimittel/arzneimittel-richtlinie-anlagen/biologika-biosimilars/
https://www.g-ba.de/beschluesse/6045/
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Qualitdtssicherung

Bundesweit werden zu ausgewadhlten medizinischen Leistungen
Daten ausgewertet. Das hilft, Qualitdtsprobleme frih zu erkennen
und gezielt gegenzusteuern. Kiinftig will der G-BA die datenge-
stltzte Qualitdatssicherung effektiver gestalten: aufwandsarmes,
zielgenaueres Messen dort, wo der Patientennutzen besonders hoch
ist. Erkenntnisse aus drei Musterverfahren werden zur Blaupause.

Kliniken und Vertragsarzte sind in Deutschland
gesetzlich dazu verpflichtet, ihre Behandlungs-
und Ergebnisqualitat regelm&Rig zu dokumen-
tieren und sich einem bundesweiten Vergleich
zu stellen. Falls sich Auffélligkeiten zeigen, wird
in einem strukturierten Verfahren mit Experten
nach den Ursachen und Verbesserungsmaoglich-
keiten gesucht. Die Verfahren zur Sicherung der
Qualitédt bei den relevanten Indikationen lasst
der G-BA iiber das Institut ftir Qualitatssiche-
rung und Transparenz im Gesundheitswesen
(IQTIG) entwickeln. Mittlerweile gibt es sie zu
15 Bereichen, zum Beispiel zu Brustkrebs- und
Hiftgelenksoperationen oder zu Herzkatheter-
eingriffen. Auf einigen Gebieten werden auch
Folgebehandlungen in Krankenhdausern und
Praxen mit einbezogen.

Drei Modellverfahren zeigen den Weg

Anhand von drei der 15 datengestiitzten Quali-
tatssicherungsverfahren hat das 1QTIG Vor-
schldge entwickelt, wie es einfacher, praxisrele-
vanter und aufwandsdrmer geht. Damit ist der
Weg auch fiir Vorschldge zur Weiterentwicklung
der verbleibenden 12 datengestiitzten QS-Ver-
fahren frei; auch wenn der G-BA beim IQTIG-
Bericht noch Nachbesserungsbedarf sieht.

Der G-BA will kiinftig seine Ressourcen in der
Qualitdtssicherung vor allem dort einsetzen, wo
besonders grof3e Qualitdtspotenziale bestehen.
Der am 16. November 2023 zur Verdffentlichung
freigegebene und kommentierte 2 Abschlussbe-
richt macht Vorschldge, welche Qualitdtsindika-
toren auf besonders relevante Probleme hinwei-
sen und deshalb beibehalten werden sollten,
welche man optimieren und auf welche man in
Abwigung von Aufwand und Nutzen (zeitweise
oder dauerhaft) verzichten kénnte.

Teilnehmende verzeichnete die
jahrliche QS-Konferenz des G-BA
im November 2023. Hier geht es
zur 2 Dokumentation.

Parallel 2 beauftragte der G-BA das IQTIG, ein
Konzept zur Identifikation besonders relevanter
Qualitdtsziele zu entwickeln. Es soll in Zukunft
systematisch und dauerhaft eingesetzt werden.
Weitere Effizienzreserven sollen tiber mogliche
Stichprobenkonzepte gehoben werden. Auch
dazu ging 2023 ein 2 Auftrag an das IQTIG, bis
2025 Vorschlage zu machen und sie beispielhaft
zu erproben.


https://www.g-ba.de/service/veranstaltungen/qskonferenz2023/
https://www.g-ba.de/beschluesse/6287/
https://www.g-ba.de/beschluesse/6287/
https://www.g-ba.de/beschluesse/6017/
https://www.g-ba.de/beschluesse/6433/

Qualitditssicherung
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Neuentwicklungen im Blick

Weitere sechs datengestiitzte QS-Verfahren
befanden sich 2023 beim G-BA noch in der Ent-
wicklung: Sie betreffen die Indikationsgebiete
Prostatakarzinom, Sepsis, Schizophrenie, die
ambulante Psychotherapie, das Entlassmanage-
ment und den Antibiotikagebrauch bei konser-
vierend-chirurgischen und parodontalen zahn-

drztlichen Behandlungen.

Karin Maag

Unparteiisches Mitglied des G-BA und
Vorsitzende der Unterausschiisse
Disease-Management-Programme,
Qualitdtssicherung und Ambulante spe-
zialfachdrztliche Versorgung

Die datengestiitzte Qualitditssiche-

rung ist eines der wichtigsten Werk-
zeuge, um die hohe Qualitdt in der Gesund-
heitsversorgung sicherzustellen. Alljéhrlich
zeigen uns die Ergebnisse, was im Bereich der
Gesundheitsversorgung gut lduft und wo
Verbesserungsbedarf besteht.

Damit dies angesichts knapper werdender
Ressourcen auch in Zukunft gelingt, wird der
G-BA die datengestiitzte Qualitdtssicherung
effizienter und effektiver gestalten und die
Potenziale dieses einmaligen Systems im
Rahmen der gesetzlichen Méglichkeiten opti-
mieren. Dabei greifen wir verstdrkt auf die
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§

Der G-BA entwickelt datengestiitzte
QS-Verfahren zu ausgewdhlten medizini-
schen Leistungen. Rechtsgrundlage daftir

ist 2§ 136 Abs. 1 Satz 1 Nummer 1SGB V.
Das 2 IQTIG unterstiitzt den G-BA unter
anderem bei deren Entwicklung und
Auswertung (7§ 137a SGB V). In seiner
2 Richtlinie zur datengestiitzten einrich-
tungsiibergreifenden Qualitdtssicherung
legt der G-BA alle Details dazu fest. Mehr

zum Thema finden Sie 2 hier.

iz

Nutzung von Sozialdaten sowie auf Daten
aus Patientenbefragungen und zukiinftig
auch aus Krebsregistern zuriick, um biirokra-
tische Aufwdinde insbesondere auch bei den
Leistungserbringern zu mindern. Die IQTIG-
Vorschldge zu drei Musterverfahren liefern
uns gute Ideen, wie wir die fiir die Patienten-
versorgung wichtigsten Messwerte identifi-
zieren und moglichst datensparend erfassen
kénnen. Mit einigen Modifikationen werden
wir schrittweise bei weiteren zwélf QS-Verfah-
ren dhnlich vorgehen und dies auch bei der
Neuentwicklung weiterer Verfahren mitbe-
riicksichtigen. Damit beschrénken wir uns
kiinftig auf weniger, dafiir aber aussagekréf-
tige Indikatoren. Sie sollen verpflichtend
erhoben und risikoadjustiert ausgewertet
werden. Auf diese Weise entsteht eine echte
und aussagekrdftige Transparenz. Mit dem
jetzt eingeschlagenen Weg wollen wir das
Verbesserungspotenzial der datengestiitzten
Qualitdtssicherung voll ausschépfen und
dabei ein ausgewogenes Aufwand-Nutzen-
Verhdltnis erreichen.
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https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__136.html
https://iqtig.org/index/
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__137a.html
https://www.g-ba.de/richtlinien/105/
https://www.g-ba.de/themen/qualitaetssicherung/datenerhebung-zur-qualitaetssicherung/datengestuetzte-qualitaetssicherungsverfahren/
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Strukturen
fiir eine gute
Versorgung
schaffen


http://g-ba.de/gb2023
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Qualitdtssicherung

Wenn eine Klinik bei bestimmten planbaren Leistungen tber viel
Erfahrung verfiigt, sind die Ergebnisse nachweislich besser. Bei sol-
chen Leistungen helfen Mindestmengen, Risiken zu reduzieren und
moglichst gute Behandlungsergebnisse zu erzielen. Im Jahr 2023
legte der G-BA erstmals eine Mindestmenge flir Herztransplantatio-
nen fest. Parallel arbeitete er an drei Neuentwicklungen und einer

Aktualisierung.

Klinikstandorte werden die
neue Mindestmenge von zehn
Herztransplantationen pro Jahr
nach Schétzungen voraussicht-
lich erreichen.

Die Transplantation eines Herzens ist das letzte
therapeutische Mittel bei der Behandlung einer
schweren Herzschwéche. Fiir den Erfolg dieses
Eingriffs ist entscheidend, dass ein erfahrenes
und interdisziplindr zusammengesetztes Team
routiniert zusammenarbeitet. Im Jahr 2022 sind
in Deutschland nach Angaben der Deutschen
Stiftung Organtransplantation 358 Herzen tber-
tragen worden — teilweise in Transplantations-
zentren, die diese hdchst anspruchsvolle Opera-
tion nur selten durchfithren. Die aktuelle Studi-
enlage zeigt jedoch, dass die Uberlebens- und
Heilungschancen bei Patientinnen und Patien-
ten besser sind, wenn die Zentren Routine und
Erfahrung besitzen — nicht nur generell bei
Transplantationen, sondern auch speziell bei
Herztransplantationen.

Damit diese planbaren komplexen Eingriffe
kiinftig nur an Kliniken mit entsprechender
Expertise vorgenommen werden, legte der
G-BA am 16. November 2023 eine jahrliche

2 Mindestmenge von zehn Operationen pro
Standort eines Krankenhauses fest. Sie greift ab
dem 1. Januar 2026. Fir die Jahre 2024 und 2025
gilt eine Ubergangsregelung. Nur Standorte, die
diese Mindestmenge nach der vorab abzuge-
benden Fallzahl-Prognose voraussichtlich errei-
chen oder iiber eine Ausnahmegenehmigung
des jeweiligen Bundeslandes verfiigen, diirfen
dann noch Herztransplantationen durchfiihren.
Einem Krankenhaus, das die Voraussetzungen
nicht erftillt und dennoch transplantiert, steht
kein Vergiitungsanspruch zu. Die Entscheidung
zur Hohe der Mindestmenge stiitzt sich unter
anderem auf die aktuelle Studien- und Daten-
lage zum Zusammenhang zwischen Leistungs-
menge und Qualitdt des Behandlungsergebnis-
ses bei dieser Operation. Das IQTIG wertete
hierfiir Daten der externen stationdren Quali-
tatssicherung fir den G-BA aus und fasste sie
in einem A Abschlussbericht zusammen.

In den 2 Mindestmengenregelungen
(Mm-R) setzt der G-BA den gesetzlichen
Auftrag um, planbare Krankenhausleistun-
gen zu benennen, bei denen ein Zusam-
menhang zwischen Leistungsmenge und
Behandlungsqualitdt besteht. Fir diese
Leistungen legt er die Hohe der jahrlichen
Mindestmenge je Arztin und Arzt und/oder
Krankenhausstandort fest. In 2§ 136b Abs. 1
bis 5 SGB V ist diese Aufgabe verankert.


https://www.g-ba.de/beschluesse/6288/
https://iqtig.org/downloads/berichte/2023/IQTIG_Datenauswertungen-bei-Mindestmengen-zu-HTX_Abschlussbericht_2023-10-06_barrierefrei.pdf
https://www.g-ba.de/richtlinien/5/
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__136b.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__136b.html

Qualitditssicherung

Neuentwicklungen und Uberpriifungen

Zur 2 ,Chirurgie bei Magenkarzinom und Karzi-
nomen des gastroésophagealen Ubergangs*“ und
2, Major-Leberresektion* leitete der G-BA im Jahr
2023 die Beratungen zu zwei Mindestmengen-
Neuentwicklungen ein. Mit der schon laufenden
Entwicklung zur kolorektalen Chirurgie bei
Darmkrebs befinden sich damit drei neue Min-
destmengen in Arbeit. Eine der schon bestehen-
den Mindestmengen — ndmlich die zu den Knie-
gelenk-Totalendoprothesen — wird derzeit unter
Berticksichtigung unikondylarer Schlittenprothe-
sen und Knieprothesenrevisionen tiberpriift.

Bei kathetergestiitzten Aortenklappenimplanta-
tionen (Transcatheter aortic-valve implantation —
TAVI) verzichtete der G-BA per 2 Beschluss vom
21. Dezember 2023 auf die Festlegung einer Min-
destmenge. In diesem Leistungsbereich hat sich
auch ohne Mindestmenge die Versorgungsquali-
tdt sichtbar verbessert.

Fiir die Versorgung von Friith- und Reifgeborenen
mit einem Aufnahmegewicht von unter 1250 g
bleibt ein 2 Beschluss aus dem Jahr 2020 beste-
hen. Die Bundeslander versuchten mit einem
Antrag, erneut in die Beratungen einzusteigen
und damit die schon beschlossene Anhebung der
Mindestmenge von 20 auf 25 pro Krankenhaus-
standort pro Jahr ab 2024 auszusetzen. Die stu-
fenweise Steigerung seit 2020 soll den Anteil der
iberlebenden Kinder um etwa 5 Prozent erho-
hen, die Wegezeiten sind im Gegenzug mit 24/25
Minuten (bei einer durchschnittlichen Wegstre-
cke von 24 Kilometern) aus Sicht des G-BA
moderat und vertretbar. In einem 2 Faktenblatt
erlduterte er noch einmal die Details seiner
Abwagungen.

Geschdftsbericht 2023

Jahrliche Mindestmengen pro Standort
eines Krankenhauses

Eingriff Hohe der Mindestmenge?

Lebertransplantation 20
(inklusive Teilleber-Lebendspende)

Komplexe Eingriffe am 10
Organsystem Bauchspeicheldriise?

Nierentransplantation 25
(inklusive Lebendspende)

Versorgung von Frith- und 20
Reifgeborenen mit einem
Aufnahmegewicht von <1250 g

Allogene Stammzelltransplantation? 25

Komplexe Eingriffe am 26
Organsystem Speiserchre?

Kniegelenk-Totalendoprothesen 50
Thoraxchirurgische Behandlung 2023 tbergangsweise
des Lungenkarzinoms? keine Mindestmenge
Chirurgische Behandlung des 2023 libergangsweise
Brustkrebses keine Mindestmenge
LFiir einige Eingriffe gelten derzeit noch Stand: 31. Dezember 2023

Ubergangsregelungen.
2 bej Erwachsenen

Kiirzere Fristen

Fir Neuentwicklungen und Updates von Min-
destmengenregelungen gelten mit Wirkung
zum 19. Juli 2022 erstmals Zwei-Jahres-Fristen.
Mit einem 2 Beschluss vom 16. November 2023
passte der G-BA seine Verfahrensordnung an
entsprechende 2 Gesetzesdnderungen an.
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https://www.g-ba.de/beschluesse/6290/
https://www.g-ba.de/beschluesse/6290/
https://www.g-ba.de/beschluesse/6368/
https://www.g-ba.de/beschluesse/6367/
https://www.g-ba.de/beschluesse/4621/
https://www.g-ba.de/downloads/17-98-5531/Faktenblatt-Mindestmenge_allgemein_Logo.pdf
https://www.g-ba.de/beschluesse/6294/
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=%2F%2F%2A%5B%40attr_id=%27bgbl121s2754.pdf%27%5D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl121s2754.pdf%27%5D__1716907386091
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Qualitdtssicherung

Mindestpersonalzahlen
Psychiatrie und Psycho-
somatik: Mehr Umsetzungszeit

Bei psychisch Erkrankten in Kliniken ist eine angemessene und qua-
litatsgesicherte Versorgung durch bestimmte Berufsgruppen wichtig.
Die Mindestpersonalschlissel fiir Psychiatrie und Psychosomatik
des G-BA stellen das sicher. Unter anderem durch Fachkraftemangel
sind sie fir viele Kliniken allerdings schwer erreichbar. Deshalb gab
der G-BA den Einrichtungen mehr Zeit zur Umsetzung und bereitete
Dokumentationsvereinfachungen vor.

Mindestvorgaben fiir die Personalausstattung
verschiedener Berufsgruppen in psychiatrischen
und psychosomatischen Einrichtungen sollen
seit 2020 die erforderliche Behandlung absi-
chern. Je nach Art und Schwere der Krankheiten
werden beispielsweise fiir drztliche, pflegerische,
psychotherapeutische und spezialtherapeutische
Fachkrafte entsprechende Schliissel vorgegeben.
Kliniken, die sie nachweislich nicht erfiillt haben,
verlieren kiinftig einen Teil ihrer Vergiitung.
Eigentlich sollte dieser gesetzlich vorgegebene
Mechanismus fiir das Jahr 2024 ,,scharf gestellt*
werden. Doch zu viele der klinischen Einrichtun-
gen der Psychiatrie und Psychosomatik beschaf-
tigen nicht genug ausreichend qualifiziertes Per-
sonal in den geforderten Berufsgruppen. In den
2 Quartalsberichten auf der G-BA-Website, die
ein Gesamtbild der Umsetzung zeichnen, ist dies
klar erkennbar.

§

Deshalb hat der G-BA mit einem 2 Beschluss
vom 19. Oktober 2023 die finanziellen Sanktio-
nen bei Nichterfiillung der geforderten Perso-
nal-Mindestausstattung um weitere zwei Jahre
verschoben. So erhalten die Kliniken noch mehr
Zeit und haben die Moglichkeit, sich auf die ver-
bindlichen Anforderungen einzustellen. Damit
will der G-BA auch verhindern, dass Einrichtun-
gen angesichts der personellen Herausforderun-
gen vorschnell wertvolle Angebote reduzieren
und dadurch Versorgungsengpdsse entstehen.

Regeln werden iiberarbeitet

Der G-BA will in der Zwischenzeit seine Richtlinie
zur Personalausstattung an zentralen Punkten
weiterentwickeln. Dabei wird er auch die Ergeb-
nisse der tiber den Innovationsfonds geforderten
Studie 7EPPIK in den Blick nehmen. Die Studie
Uberprift die Eignung in Wissenschaft und Fach-
welt diskutierter Personalbemessungsmodelle.

Kontinuierlich arbeitet der G-BA daran, die Klini-
ken von Dokumentationsaufwand zu entlasten.
Schon jetzt muss nur eine jahrlich wechselnde

In seiner A Richtlinie Personalausstattung
in Psychiatrie und Psychosomatik gibt der
G-BA verbindlich vor, wie viel therapeuti-
sches Personal stationdre Einrichtungen
der Psychiatrie und Psychosomatik min-
destens bendctigen. Verankert ist dieser ge-
setzliche Auftrag in 2§ 136a Abs. 2 Satz 1
SGB V. Mehr zum Thema finden Sie 2 hier.

Stichprobe von 5 Prozent der Einrichtungen
monats- und stationsbezogene Strukturdaten
tbermitteln. 95 Prozent hingegen miissen dies
seit 2023 nur noch quartals- und einrichtungs-
bezogen tun. Vorbereitet hat der G-BA 2023 das
kiinftig IT-gestltzte 2 Nachweisverfahren, das
im Jahr 2025 starten soll.


https://www.g-ba.de/beschluesse/6153/
https://www.g-ba.de/beschluesse/6245/
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/versorgungsforschung/eppik-ueberpruefung-der-eignung-des-plattformmodells-als-instrument-zur-personalbemessung-in-psychiatrischen-und-psychosomatischen-kliniken.410
https://www.g-ba.de/beschluesse/6291/
https://www.g-ba.de/beschluesse/4005/
https://www.g-ba.de/beschluesse/4005/
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__136a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__136a.html
https://www.g-ba.de/themen/qualitaetssicherung/vorgaben-zur-qualitaetssicherung/vorgaben-personalausstattung-psychiatrie-psychosomatik/
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Aufderklinische Intensivpflege:
Engpdsse vermeiden

Bei beatmeten oder trachealkantlierten Patientinnen und Patien-
ten sind Verordnungen der aul3erklinischen Intensivpflege noch
langer ohne eine sogenannte Potenzialerhebung moglich. Mit die-
ser zeitlich befristeten Anderung half der G-BA, Engpasse zu ver-
meiden. Denn die Potenzialerhebung bei Verordnungen war bereits
ab 31. Oktober 2023 gesetzlich verpflichtend. Doch es gab noch zu
wenige berechtigte Arztinnen und Arzte.

22 000

beatmungspflichtige Patientin-
nen und Patienten erhielten 2023
aul3erklinische Intensivpflege.

Da eine Potenzialerhebung umfangreiche Erfah-
rung und entsprechende Qualifikationen erfor-
dert, legte der G-BA 2021 Anforderungen daftr
fest. Wie Hinweise aus der Versorgung zeigen,
kann es allerdings noch einige Zeit dauern, bis
eine flichendeckende Zahl entsprechend quali-
fizierter Vertragsarztinnen und -drzte zur Verfi-
gung steht. Um Engpdsse zu vermeiden, verldn-
gerte der G-BA mit seinem 2 Beschluss vom 20.
Juli 2023 die Ubergangsregelungen: Bis Ende
2024 darf die Leistung — wenn es nicht ausrei-

Fir beatmete oder trachealkantlierte Patientin-
nen und Patienten ist gesetzlich vorgesehen,
dass bei ihnen vor jeder Verordnung auf3erklini-
scher Intensivpflege eine sogenannte Potenzial-
erhebung stattfindet. Dabei wird geprift, ob
eine vollstdndige Beatmungsentwohnung oder
eine Umstellung auf eine nichtinvasive Beat-
mung bzw. die Entfernung der Trachealkantile
moglich ist.

W

chend qualifizierte Arztinnen und Arzte gibt —
auch ohne Potenzialerhebung weiterverordnet
werden. Die Potenzialerhebung ist jedoch mog-
lichst zeitnah und spdtestens bis Ende 2024
nachzuholen. Zudem erweiterte der G-BA dauer-
haft den Kreis der Verordnenden sowie derjeni-
gen, die das Potenzial erheben konnen.

AuRerklinische Intensivpflege wird eingesetzt,
um im hduslichen Umfeld die Vitalfunktionen
intensivpflichtiger Patientinnen und Patienten
sicherzustellen, lebensbedrohliche Komplikatio-
nen abzuwenden und krankheitsbedingte Beein-
trdchtigungen zu verbessern. Die Details dazu
legt der G-BA in seiner 2ARichtlinie zur Auf3erkli-

Webtipp

In der 2 Arzt- und Psychotherapeutensuche
der KBV kann gezielt nach Arztinnen und
Arzten mit der Qualifikation ,AuRerklinische
Intensivpflege (AKI): Potentialerhebung
Dekantlierung und Verordnung* im jeweili-
gen Postleitzahlbereich gesucht werden.

nischen Intensivpflege fest. Die Aufgabe ist ver-
ankertin 2§ 37c SGB V.
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https://arztsuche.116117.de
https://arztsuche.116117.de
https://www.g-ba.de/beschluesse/6100/
https://www.g-ba.de/richtlinien/123/
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__37c.html
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Ersteinschdatzung zur
Patientensteuerung in
Notaufnahmen

Im Jahr 2023 beschloss der G-BA in gesetzlichem Auftrag Vorgaben
fir ein qualifiziertes und standardisiertes Ersteinschatzungsverfah-
ren. Es sollte kiinftig bei allen Hilfesuchenden greifen, die in die
Notaufnahme eines Krankenhauses kommen. Schwere, umgehend
behandlungsbedirftige Notfdlle sollen damit zuverlassig erkannt
werden. Alle anderen Hilfesuchenden werden ziigig in eine bedarfs-
gerechtere Versorgungsstruktur geleitet. Das Bundesministerium fir
Gesundheit hat den Beschluss allerdings beanstandet.

Nicht alle Menschen, die zum Beispiel nachts
oder an Wochenenden eine klinische Notauf-
nahme aufsuchen, sind auch wirklich Notfallpa-
tienten im medizinischen Sinn. Untersuchungen
zu diesem Thema zeigen: Mindestens ein Drittel
der dort Anfragenden ware auch anderweitig
gut ambulant behandelbar. Gerade diese leich-
ten Fdlle binden Ressourcen, die in der unmit-
telbaren Notfallversorgung fehlen.

Das am 6. Juli 2023 beschlossene 2 Erstein-
schdtzungsverfahren des G-BA soll diese Situa-
tion verbessern. Es soll die zligige Beurteilung
erleichtern, wie dringend bei Hilfesuchenden
der Behandlungsbedarf ist und die Anfragenden
an den fir sie richtigen Behandlungsort leiten.
Dazu gibt der G-BA Anforderungen an Assis-
tenzsysteme und Personalqualifikationen vor.

Unterschieden werden Dringlichkeitsstufen: Ist
ein Behandlungsbeginn innerhalb der ndachsten
24 Stunden notig, wird dies noch vor Ort
ambulant im Krankenhaus oder in einer Not-
dienstpraxis in unmittelbarer Nahe getan. Auch
eine stationdre Aufnahme kann dann infrage
kommen. Ist eine Behandlung innerhalb von
24 Stunden nicht erforderlich, wird ein Vermitt-
lungscode zur Vereinbarung eines ambulanten
Praxistermins tber die Terminservicestellen der
KV vergeben. Aufgrund einer Beanstandung
des Bundesministeriums fir Gesundheit trat
der Beschluss noch nicht in Kraft. Der G-BA hat
gegen die Beanstandung ~ Klage eingereicht.
Das Ergebnis stand Ende 2023 noch nicht fest.

27,8

Prozent der Notaufnahme-Fdille
wdren — so das vom Innova-
tionsfonds geférderte Projekt

2 INDEED - vermeidbar.


https://www.g-ba.de/beschluesse/6078/
https://www.g-ba.de/beschluesse/6078/
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/versorgungsforschung/indeed-inanspruchnahme-und-sektorenuebergreifende-versorgungsmuster-von-patienten-in-notfallversorgungsstrukturen-in-deutschland.43
https://www.g-ba.de/presse/pressemitteilungen-meldungen/1136/
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Unsere Richtlinie kbnnte zu einer

bedarfsgerechteren Notfallversor-
gung beitragen. Das Ersteinschdtzungsver-
fahren ist fachlich unumstritten, wie uns viele
Fachgesellschaften bescheinigt haben, und
die Richtlinie selbst rechtskonform. Dass wir
gegen die Beanstandung des Bundesge-
sundheitsministeriums Klage eingereicht
haben, war fiir mich daher folgerichtig. Die
Beanstandung geht aus meiner Sicht auf
eigene fachliche und politische Erwdgungen
zuriick und verkennt zudem den Regelungs-
spielraum des G-BA.

Mit der Klage wollen wir die fiir unsere Arbeit
ganz zentrale Frage kldren lassen, ob die
Befugnisse einer Rechtsaufsicht liberschritten
wurden. Natdrlich steht es dem Gesetzgeber
frei, einen Arbeitsauftrag an den G-BA zu
dndern oder aufgrund eines umfassenderen
Regelungsansatzes sogar génzlich zuriickzu-
nehmen. Wichtig ist hier jedoch die Reihen-
folge: Zuerst hdtte das Gesetz verdndert wer-
den miissen, statt einen sauber abgearbeite-

Forderprojekte zur Ersteinschitzung
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Prof. Josef Hecken

Unparteiischer Vorsitzender des G-BA
und Vorsitzender der Unterausschiisse
Arzneimittel, Bedarfsplanung und Zahn-
drztliche Behandlung

ten Arbeitsauftrag des G-BA im Nachgang zu
beanstanden. Einen gednderten Arbeitsauf-
trag an den G-BA gibt es bisher (noch) nicht,
ist aber im Zusammenhang mit der geplanten
Reform des Rettungswesens erwartbar. Ich
wirde mich nicht wundern, wenn sich in
einem solchen Gesetzentwurf wesentliche
Regelungen der G-BA-Richtlinie zur Personal-
entlastung in den Notaufnahmen der Kran-
kenhduser und zum eingesetzten Instrument
fir eine Steuerung der Patientenfliisse wie-
derfinden wiirden. Im Moment ruht die Klage,
was mit méglichen Reformplénen des Gesetz-
gebers zusammenhdngt.”

Dem Thema Patientensteuerung in Notaufnah-

men widmen sich gleich vier vom Innovations-

ausschuss geforderte Projekte. Die Ergebnisse aus

zwei schon abgeschlossenen Projekten wurden §
dem Bundesministerium fiir Gesundheit und wei-

teren Akteuren zur Verfligung gestellt: 2 DEMAND

testete mit elf Kassendrztlichen Vereinigungen die

0007
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Der G-BA ist gesetzlich beauftragt, Vorga-

Ersteinschatzung mithilfe der Assistenzsoftware
2ASmED und lieferte hier erste Erfahrungen mit
Installation und Anwendung. 2 INDEED zeigte
auf, welche Griinde zum Aufsuchen einer Notauf-
nahme malf3geblich beitragen und wodurch sich
dies andern kénnte. Noch nicht ganz abgeschlos-
sen waren 2023 zwei weitere Studien: 2 OPTI-
NOFA untersucht die Verlagerungs- und Kosten-
effekte onlinegestiitzter Assistenzsysteme. Und

2 FAST testet Chatbots, die helfen, echte Notfille
in Hotline-Warteschleifen zu erkennen.

ben zu einem qualifizierten und standar-
disierten Ersteinschatzungsverfahren fir
Krankenhaus-Notaufnahmen zu entwi-
ckeln. Grundlage dafiir ist 2§ 120 Absatz
3b SGB V. Die Aufgabe stammt aus dem
2 Gesetz zur Weiterentwicklung der
Gesundheitsversorgung (GYWG) von 2021
und wurde 2023 mit dem 2 Pflegeunter-
stiitzungs- und -entlastungsgesetz (PUEG)
inhaltlich in Details verdndert.


https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/versorgungsforschung/demand-implementierung-einer-standardisierten-ersteinschaetzung-als-basis-eines-demand-managements-in-der-ambulanten-notfallversorgung.136
https://smed.zi.de/#start
https://innovationsfonds.g-ba.de/beschluesse/indeed-inanspruchnahme-und-sektorenuebergreifende-versorgungsmuster-von-patienten-in-notfallversorgungsstrukturen-in-deutschland.157
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/neue-versorgungsformen/optinofa-optimierung-der-notfallversorgung-durch-strukturierte-ersteinschaetzung-mittels-intelligenter-assistenzdienste.180
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/neue-versorgungsformen/optinofa-optimierung-der-notfallversorgung-durch-strukturierte-ersteinschaetzung-mittels-intelligenter-assistenzdienste.180
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/versorgungsforschung/fast-schnelle-identifizierung-von-notfaellen-in-der-telefonischen-warteschleife-und-routing-in-einen-fast-track.538
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__120.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__120.html
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=%2F%2F%2A%5B%40attr_id=%27bgbl121s2754.pdf%27%5D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl121s2754.pdf%27%5D__1716907693067
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=%2F%2F%2A%5B%40attr_id=%27bgbl121s2754.pdf%27%5D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl121s2754.pdf%27%5D__1716907693067
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/155/regelungstext.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/155/regelungstext.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Spezialkliniken, die als Zentren andere Krankenhduser mit ihrer
Expertise unterstiitzen, bekommen fiir ihre Beratungsleistungen
Zuschldge. Der G-BA legt fest, welche Voraussetzungen die Einrich-
tungen daflr mitbringen missen. Mit den Intensivmedizinischen
Zentren etablierte er im Jahr 2023 einen neuen Zentrentyp. Arztinnen
und Arzte auf Intensivstationen kénnen deren Wissen nun nutzen.

In Deutschland werden pro Jahr circa zwei
Millionen Menschen mit lebensbedrohlichen
Erkrankungen oder Verletzungen intensivmedi-
zinisch versorgt. Sie brauchen eine Rund-um-
die-Uhr-Uberwachung und -Behandlung durch
ein multiprofessionelles Team. Um intensivmedi-
zinische Expertise moglichst fachiibergreifend zu
nutzen, hat der G-BA mit einem 2 Beschluss vom
19. Oktober 2023 seine Zentrums-Regelungen
erganzt. Seit dem 24. Januar 2024 sind sie in
Kraft. Die neuen Zentren fur Intensivmedizin
konnen andere Kliniken in schwierigen Behand-
lungssituationen — zum Beispiel tiber Video-
Fallkonferenzen — schnell unterstiitzen. Sie kon-
nen aber auch bestimmte qualitdtsverbessernde
MafRnahmen durchfithren oder Fort- und Wei-
terbildungen anbieten. Das hilft Behandlungs-
teams, voneinander zu lernen und die Patien-
tenversorgung zu optimieren.

Es gelten hohe Anforderungen

Damit Krankenhduser als Zentren fir Intensiv-
medizin gelten konnen, die spezielle zuschlags-
fahige Aufgaben tibernehmen, miissen sie
besondere Voraussetzungen erftillen. Das
umfasst beispielsweise eine 24-stiindige Auf-
nahmebereitschaft fur Akutfille, Personal mit
intensivmedizinischem und -pflegerischem Wis-
sen, das Vorhalten von bestimmten Strukturen
wie mindestens 30 High-Care-Intensivbetten,
die Verfuigbarkeit bestimmter bildgebender Ver-
fahren (CT/MRT), palliativmedizinische Kompe-
tenzen und psychologische Betreuungsmoglich-
keiten fr Patientinnen und Patienten, Angeho-
rige und das Zentrumsteam. Von den Zentren
wird zudem erwartet, dass telemedizinische Visi-
ten — Audio- und Videolibertragungen in Echt-
zeit — taglich durchfihrbar sind. Dafiir muss
jederzeit eine Fachdrztin oder ein Facharzt mit
Zusatzbezeichnung Intensivmedizin innerhalb
von 30 Minuten zur Verfiigung stehen. Zudem
missen Fachdrztinnen und -drzte aus mindes-
tens 10 von 22 vor Ort vorhandenen Fachdiszi-
plinen jederzeit zumindest in Rufbereitschaft

Krankenhausstandorte in verflgbar sein.

Deutschland halten Intensiv-
betten vor (Stand: 2022).

Eingeflossen in die neuen Regelungen speziell zu
den telemedizinischen Aufgaben sind Erkennt-
nisse aus dem Projekt 2, ERIC* (Enhanced Reco-
very after Intensive Care), das iiber den Innovati-
onsfonds beim G-BA geftrdert wurde. Mehr zum
Thema Zentrums-Regelungen finden Sie 2 hier.


https://www.g-ba.de/beschluesse/6238/
https://innovationsfonds.g-ba.de/projekte/neue-versorgungsformen/eric-enhanced-recovery-after-intensive-care.66
https://www.g-ba.de/themen/bedarfsplanung/zentrums-regelungen/
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Spdtestens seit den Vorschldgen der Regierungskommission zur
Krankenhausreform ist klar: Die sektoreniibergreifende Versorgungs-
planung ist eine wesentliche Voraussetzung fir den umfassenden
Umbau der Krankenhauslandschaft. Wie kdnnte eine gemeinsame
ambulant-stationdre Bedarfsplanung organisiert werden? Das zehnte
Rechtssymposium des G-BA am 17. April 2023 suchte Antworten.

In zehn Vortragen kreisten die Referentinnen
und Referenten des Symposiums das Thema ein.
Sie zeigten: Der Problemdruck ist grof3. Viele
Krankenhduser — vor allem die kleinen — haben
grole wirtschaftliche Probleme, Praxisinhaber
finden kaum noch Nachfolger, der demografi-
sche Wandel erhcht den Bedarf, gleichzeitig
herrscht allenthalben Fachkrdftemangel. Die
daraus entstehenden Versorgungsengpdsse zei-
gen sich am starksten auf dem Land. Ware da
nicht eine integrierte Versorgungsplanung fur
den ambulanten und stationdren Sektor sinn-
voll? Referierende aus dem Bundesgesundheits-
ministerium, der Regierungskommission und
Verbanden stellten diese Ausgangslage genauer
dar und skizzierten mogliche Losungen (Weller,
Kingreen, Gibis, Neumeyer).

Verfassungsrechtliche Aspekte leuchteten gleich
zwei Referenten im derzeit geltenden Rechtsrah-
men aus (Wollenschliger, Wenner). Sie zeigten:
Eine neu zu denkende Gesamt-Bedarfsplanung,
die stationdr und ambulant bundesweit zusam-
mendenkt, wird durch die unterschiedlichen Pla-
nungskompetenzen von Bund und Landern und
durch eine ungleiche Vergtitungssystematik der-
zeit in der konkreten Ausgestaltung behindert.
Denn die Krankenhausplanung ist Landersache.
Der Bund kann nach Meinung der Vortragenden
mit Blick auf die wirtschaftliche Sicherung von
Kliniken und auch zur Qualitatssicherung nur
solche Vorgaben machen, die den Ldndern noch
ausreichend Planungsspielraume lassen. Nach
Einschatzung mehrerer Referierender liegt die
Gestaltungsmoglichkeit, Krankenhduser in Zent-
ren der Primdrversorgung umzuwandeln und sie

Webtipp

Die vollstandige Dokumentation des
Rechtssymposiums ,Sektoreniibergreifende
Versorgungsplanung im Lichte der Kranken-

hausreform® finden Sie 2 hier.

fur eine Mischversorgung zu 6ffnen, vor allem
auf der Landesebene. Als Beispiele, wie man
Planungskompetenzen bereits genutzt hat,
wurde auf Baden-Wiirttemberg (Primirversor-
gungszentren), Niedersachsen (Regionale
Gesundheitszentren) und Nordrhein-Westfalen
(Sektorale Verzahnung in der Krankenhauspla-
nung) verwiesen. Ob dariiber hinaus die Schaf-
fung eines ,dritten Sektors®, einer gemeinsamen
Versorgungsplanung auf Landesebene, sinnvoll
ware, wurde auf dem Symposium eher kritisch
kommentiert. Schneller umsetzbar sei z. B. der Aus-
bau des ambulante Operierens mit Hybrid-DRG
und der auf Spezialbedarfe ausgerichteten ASV.
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https://www.g-ba.de/service/veranstaltungen/rechtssymposium-krankenhausreform/
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http://g-ba.de/gb2023
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Zusammensetzung
und Arbeitsweise

Der G-BA ist das hochste Beschlussgremium im deutschen Gesund-
heitswesen. In ihm arbeiten Vertreterinnen wie Vertreter von Leis-
tungserbringern und der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV)
sowie von Patientenorganisationen zusammen, um die Gesund-
heitsversorgung zu verbessern. Dartiber hinaus bringen sich zahlrei-
che weitere Organisationen und Verbdnde beispielsweise tiber Stel-
lungnahmen in den Entscheidungsprozess ein.

Gesetzlich ist festgelegt, wer an den Beratungen
teilnehmen soll. Zum einen die vier grof3en
Selbstverwaltungsorganisationen im Gesund-
heitswesen, die zusammen den G-BA bilden: Die
Deutsche Krankenhausgesellschaft e.V. (7 DKG,
sie reprasentiert die Krankenhduser in Deutsch-
land) die Kassenérztliche Bundesvereinigung
(7AKBV, sie vertritt die Vertragsirztinnen und

-drzte sowie die Vertragspsychotherapeutinnen

und -therapeuten), die Kassenzahnirztliche
Bundesvereinigung (2 KZBV, sie spricht fiir die
Vertragszahnarztinnen und -zahnirzte), sowie
der GKV-Spitzenverband (7 GKV-SV, in ihm sind
alle gesetzlichen Krankenkassen organisiert).
Neben diesen vier Tragerorganisationen sind
2 Patientenvertreterinnen und -vertreter an
allen Beratungen beteiligt. Zudem beraten the-
menbezogen beispielsweise Vertreterinnen und
Vertreter der Lander, der Deutsche Pflegerat und
die Bundesdrztekammer mit.

Zentrales Entscheidungsgremium des G-BA ist
das 2 Plenum. Es hat 13 Mitglieder und tagt in
der Regel zweimal monatlich in 6ffentlicher
Sitzung. Auf der folgenden Doppelseite stellen
wir es vor.

§

Der G-BA wurde am 1. Januar 2004 durch
das Gesundheitsmodernisierungsgesetz
eingerichtet und tibernahm die Aufgaben
seiner Vorgangerorganisationen. Seine
Struktur, seine Aufgaben und seine Ar-
beitsweise sind in 2§ 91 SGB V beschrieben.
Mehr dazu lesen Sie 2 hier. Der G-BA steht
unter der Rechtsaufsicht des Bundesminis-
teriums fiir Gesundheit (BMG). Wie der
G-BA zu seinen Entscheidungen kommt, ist
in seiner 2 Geschdftsordnung und 2 Ver-
fahrensordnung detailliert festgelegt.


https://www.dkgev.de
https://www.kbv.de/html/
https://www.kzbv.de
https://www.gkv-spitzenverband.de
https://www.g-ba.de/ueber-den-gba/wer-wir-sind/patientenbeteiligung/
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__91.html
https://www.g-ba.de/ueber-den-gba/wer-wir-sind/
https://www.g-ba.de/richtlinien/36/
https://www.g-ba.de/richtlinien/42/
https://www.g-ba.de/richtlinien/42/
https://www.g-ba.de/ueber-den-gba/wer-wir-sind/plenum/
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Mediathek

2024 2023 2022 2021 2020
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131. Offentliche Sitzung
07.12.2023

Tagesordnung (PDF 144.53 kg)

132, Offentliche Sitzung

. 21.12.2023 16.11.2023

Tagesordnung (PDF 242.46 kB)
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129. Offentliche Sitzung

128. Offentliche Sitzung
02.11.2023 19.10.2023

05.10.2023

Tagesordnung (PDF 192.81 kB) Tagesordnung (PDF 224.09 kB)

130. Offentliche Sitzung

Tagesordnung (PDF 166.69 kB)

127. Offentliche Sitzung

Tagesordnung (PDF 139.34 kB)

Offentliche Sitzungen

Die Offentlichkeit kann die Plenumssitzungen

des G-BA entweder vor Ort oder als Livestream

e im Internet verfolgen. In der 2 Mediathek sind
die Videomitschnitte der Sitzungen abrufbar.

H
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Arbeitsweise

Wesentliche Mal3stdbe flir die Entscheidungen
des G-BA sind das Qualitats- und Wirtschaftlich-
keitsgebot im Sozialgesetzbuch (SGB) V sowie die
AStandards der evidenzbasierten (beweisge-
stiitzten) Medizin: Alle zu einer prézisen Frage-
stellung weltweit verfiigbaren Studien werden
systematisch recherchiert, nach ihrer Aussage-
kraft gewichtet und ausgewertet. Im Abwa-
gungs- und Entscheidungsprozess nimmt der
G-BA zudem die gesamte Versorgungssituation
in den Blick: beispielsweise die Schwere einer
Krankheit und verfiigbare Therapiealternativen.
Um den Forschungsstand zu ermitteln, werden
neben der G-BA-eigenen Fachberatung Medizin
weitere unabhdngige wissenschaftliche Instituti-
onen hinzugezogen. Dazu gehort das Institut fiir
Qualitat und Wirtschaftlichkeit im Gesundheits-
wesen (Awww.igwig.de) in Kéln und das Institut
fir Qualitatssicherung und Transparenz im
Gesundheitswesen (A www.igtig.org) in Berlin.

Webtipp

Die Beschliisse des G-BA sind online ver-
flgbar. Sie werden mit den jeweiligen
Beschlussbegriindungen, den sogenannten
Tragenden Griinden, zeitnah auf der G-BA-
Website (2 www.g-ba.de) veréffentlicht.
Wirksam werden sie in der Regel mit der
Veréffentlichung im Bundesanzeiger. Uber
einen kostenlosen E-Mail-Infodienst kon-
nen wichtige Informationen tagesaktuell
abonniert werden.

Stunden dauerte am 21. Dezem-

ber die ldngste Plenumssitzung

des Jahres 2023 und 16 Minuten
am 5. Januar die kiirzeste.

Breiter Einbezug von Stellungnehmenden

Vor seinen Entscheidungen fihrt der G-BA
umfangreiche Stellungnahmeverfahren durch
und bezieht auf diese Weise in einem transpa-
renten und strukturierten Verfahren externen
Sachverstand mit ein. Je nach Thema gehdren zu
den Stellungnahmeberechtigten beispielsweise
wissenschaftliche Fachgesellschaften, Heilberufe-
kammern und pharmazeutische Unternehmen.
Sie erhalten die geplanten Richtlinienanderun-
gen und erhalten die Mdglichkeit, sich kritisch
mit dem Entwurf auseinanderzusetzen. Die ein-
gegangenen Hinweise werden vom G-BA ausge-
wertet, griindlich gepriift und der Entwurf gege-
benenfalls angepasst. Nach einem Beschluss
werden diese Unterlagen veroffentlicht. Damit ist
fiir die Offentlichkeit nachvollziehbar, welche
Anderungen sich aus den eingegangenen Stel-
lungnahmen ergeben haben — und auch, aus
welchen Griinden ihnen nicht gefolgt werden
konnte.
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https://www.g-ba.de
https://www.g-ba.de/service/livestream-mediathek/
https://www.g-ba.de/service/faq/evidenzbasierte-medizin/
https://www.iqwig.de
https://iqtig.org

46  Der Gemeinsame Bundesausschuss

Die Mitglieder
des G-BA-Plenums

Sitzverteilung im Plenum des G-BA

Plenum

1 Ggf. anteilige Stimmiibertragung auf betroffene Organisationen nach § 14a Abs. 3 GO
2 Mitberatungs- und Antragsrecht, jedoch kein Stimmrecht

Stand: 31. Dezember 2023



Unparteiische
Mitglieder

Prof. Josef Hecken, unparteiischer Vorsitzender
1. Stellvertreter: Prof. Dr. Friedhelm Hase
2. Stellvertreter: Dr. Rolf-Ulrich Schlenker

Dr. Monika Lelgemann, unparteiisches Mitglied
1. Stellvertreter: Christian Zahn
2. Stellvertreterin: Dr. Lili Grell

Karin Maag, unparteiisches Mitglied
1. Stellvertreter: Dr. Udo Degener-Hencke
2. Stellvertreter: Dr. Claus Vogel

Mitglieder des
GKV-Spitzenverbands

Dr. Doris Pfeiffer

1. Stellvertreter: Dr. Bernhard Egger
2. Stellvertreterin: Friedrike Kuhnt
3. Stellvertreterin: Ulrike Elsner

Stefanie Stoff-Ahnis

1. Stellvertreter: Dr. Wulf-Dietrich Leber
2. Stellvertreterin: Dr. Antje Haas

3. Stellvertreterin: Dr. Carola Reimann

Gernot Kiefer

1. Stellvertreterin: Dr. Monika Kiicking
2. Stellvertreter: Gerd Kukla

3. Stellvertreter: Jirgen Hohnl

Ulrike Hauffe

1. Stellvertreterin: Monika Lersmacher

2. Stellvertreterin: Dr. Mechtild Schmedders
3. Stellvertreter: Dipl.-Psych. Peter Follert

Dieter Landrock

1. Stellvertreter: Dietrich von Reyher

2. Stellvertreter: Dr. Torsten Furstenberg
3. Stellvertreter: Dr. Michael Kleinebrinker

Geschdftsbericht 2023

Mitglieder der
Leistungserbringer

Dr. Sibylle Steiner (KBV)

(seit 24.08.2023, zuvor Dr. Andreas Gassen)
1. Stellvertreter: Dr. Andreas Gassen

(seit 24.08.2023, zuvor Dr. Holger Griining)
2. Stellvertreter: Dr. Ludwig Hofmann

(seit 16.06. 2023, zuvor Dr. Sibylle Steiner)
3. Stellvertreterin: Dr. Christa Schaff

Dr. Stephan Hofmeister (KBV)

1. Stellvertreter: Dr. Holger Griining

(seit 16.06.2023, zuvor Dr. Thomas Kriedel)

2. Stellvertreterin: Dr. Stephanie Titze

3. Stellvertreterin: Dipl.-Psych. Sabine Schéfer

Dr. Gerald GaR (DKG)

1. Stellvertreterin: Dr. Nicole Schlottmann

2. Stellvertreter: Dr. Thilo Griining

3. Stellvertreterin: Dr. Katharina Wenzel-Seifert
(seit 01.07.2023, zuvor Dr. Kerstin Boldt)

Ingo Morell (DKG)

1. Stellvertreter: Dr. Michael Brenske
2. Stellvertreter: Dr. Mitja Bojko

3. Stellvertreterin: Ozlem Acikgdz

Martin Hendges (KZBV)

1. Stellvertreter: Christian Nobmann
2. Stellvertreterin: Dr. Ute Maier

3. Stellvertreterin: Dr. Karin Ziermann

Der Gemeinsame Bundesausschuss
hat 13 Mitglieder:

einen unparteiischen Vorsitzenden sowie zwei
weitere unparteiische Mitglieder (Unparteiische)

fiinf vom GKV-Spitzenverband benannte Mitglieder

zwei von der Deutschen Krankenhausgesellschaft
(DKG) benannte Mitglieder

zwei von der Kassenarztlichen Bundesvereinigung
(KBV) benannte Mitglieder

ein von der Kassenzahnérztlichen Bundesver-
einigung (KZBV) benanntes Mitglied

Dariiber hinaus nehmen an den Sitzungen des G-BA
bis zu fiinf Patientenvertreterinnen und -vertreter
teil, die Antrags- und Mitberatungs-, jedoch kein
Stimmrecht haben.
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Die Geschdftsstelle des G-BA in Berlin unterstiitzt die Gremien
bei ihren Aufgaben. Sie gewdhrleistet eine neutrale, unabhangige
und transparente Sitzungsorganisation entsprechend der Verfah-

rensordnung.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Geschaftsstelle fithren fachliche 2 Recherchen
durch, moderieren Sitzungen, erstellen die dafiir
erforderlichen Unterlagen, fiihren Protokoll,
sorgen fiir eine entsprechende technische Aus-
stattung, beraten die Gremien juristisch und
methodisch, beantworten Presseanfragen und
verantworten die Offentlichkeitsarbeit. Mit
einer eigenen Stabstelle Patientenbeteiligung
unterstiitzt sie zudem die Patientenvertretung

Finanzierung

Die Arbeit des G-BA wird iber einen sogenann-
ten Systemzuschlag finanziert. Er wird jahrlich
neu festgelegt. Der Systemzuschlag ist ein Euro-
beziehungsweise Centbetrag, der auf GKV-Leis-
tungen im stationdren wie ambulanten Bereich
erhoben wird. Im Jahr 2023 betrug er fiir den
ambulanten Bereich 7,5862657 Cent pro Fall, fir
den stationdren Bereich 2,96 Euro pro Fall.

bei der Wahrnehmung ihrer Beteiligungsrechte.
Der Haushalt des G-BA umfasst auch die Arbeit
des Innovationsausschusses, der dartiber hinaus
durch Zuschiisse aus dem Innovationsfonds
finanziert wird. Der Haushaltsplan 2023 des
G-BA einschlief3lich Innovationsausschuss sah im
Erfolgshaushalt Ausgaben in Hohe von 56,7 Mil-
lionen Euro vor. Der Systemzuschlag war auf
419 Millionen Euro festgesetzt.

Da die 7 Jahresrechnung immer
erst gegen Ende des Folgejahres
veréffentlicht wird, kann hier nur
auf 2022 eingegangen werden.

Zusammensetzung der Einnahmen des G-BA 2022

Systemzuschlag
ambulante Flle: 35 %

Gebiihreneinnahmen: 14 %

Systemzuschlag
stationdre Falle: 35 %

Erstattungen
Innovationsausschuss: 16 %

Die Grafik zeigt anhand der Jahresrechnung 2022 die Zusammensetzung der Ein-
nahmen des G-BA. Der Anteil des G-BA an den Einnahmen aus Systemzuschlagen
fuir 654,5 Millionen ambulante Behandlungsfalle und 17,7 Millionen stationare
Behandlungsfalle belief sich im Jahr 2022 insgesamt auf 38,5 Millionen Euro. Hinzu
kamen 16,5 Millionen Euro aus Gebithreneinnahmen, Erstattungen des Bundesam-
tes flr Soziale Sicherung fiir die Anwendungen des Innovationsausschusses und
sonstige Ertrage. Den Einnahmen standen erfolgswirksame Ausgaben in Hohe von
insgesamt 48,7 Millionen Euro gegentiber. Sie umfassten auch die Einholung weite-
rer wissenschaftlicher Expertise.


https://www.g-ba.de/ueber-den-gba/geschaeftsstelle/
https://www.g-ba.de/beschluesse/6321/

Biirokratiekostenermittlung

Zu all seinen Beschlissen ermittelt der G-BA die
damit verbundenen Biirokratiekosten fiir ambu-
lante und stationdre Leistungserbringerinnen
und Leistungserbringer. Ziel ist es, moglichst
biirokratiearme alternative Regelungsmoglich-
keiten zu prifen, ohne dabei die inhaltlich-fach-
lich gebotenen Standards abzuschwdchen.

Im Jahr 2023 wurden fiir 372 normsetzende
Beschliisse des G-BA die damit verbundenen
Burokratiekosten fir Praxen und Krankenhduser
festgestellt. Eine besonders hohe jahrliche Ent-
lastungssumme ist mit 2 Anderung der Richtlinie
zur datengestiitzten einrichtungsiibergreifenden
Qualitatssicherung zum Erfassungsjahr 2024 in

den QS-Verfahren 3 und 5 bis 15 erreicht worden.

Vor allem die Streichung von Datenfeldern in der
fallbezogenen Dokumentation des QS-Verfah-
rens Koronarchirurgie und Eingriffe an Herzklap-
pen sorgt fiir eine nennenswerte Reduzierung
der Birokratiekosten.

Neue Birokratiekosten fir Leistungserbrin-
gerinnen und -erbringer ergeben sich beispiels-
weise aus dem neuen 2 DMP Adipositas sowie
aus der Erweiterung der oberen Altersgrenzen
im 2 Mammographie-Screening-Programm. Zu
nennen wadre in diesem Zusammenhang auch
die spezielle Versorgungsform der ASV bei zere-
bralen Anfallsleiden (7 Epilepsie) und 2 Tumoren
des Auges.

Die seit 1. September 2012 bestehende Pflicht
des G-BA zur Ermittlung der erwartbaren Biiro-
kratiekosten ist verankert in 2§ 97 Abs. 10 SGB V.
Fir die Abschatzung der Biirokratiekosten im
G-BA sieht der Gesetzgeber das Standardkos-
ten-Modell vor. Dieses international verbreitete
Verfahren wird auch von der Bundesregierung
verwendet.

Webtipp

Die Biirokratiekostenermittlung zu den ver-
schiedenen Beschliissen des G-BA findet
sich jeweils als kurzer Text am Ende der Tra-
genden Griinde, einem Zusatzdokument
zum Beschluss. Anhand des voraussichtli-
chen Zeitaufwands und der erwartbaren
Fallzahlen werden die Kosten neuer und ge-
anderter Informationspflichten geschatzt.

Geschdftsbericht 2023

Euro Biirokratiekosten werden
jahrlich durch entfallende manu-
elle Dokumentation in der daten-

gestutzten QS eingespart.

Das G-BA-Fristenmonitoring

Viele Aufgaben des G-BA sind mit Fristen ver-
bunden. Einmal jahrlich legt der unparteiische
Vorsitzende des G-BA dem Gesundheitsaus-
schuss des Deutschen Bundestags dazu einen
ABericht vor. In tbergroRer Mehrheit schlief3t
der G-BA seine Verfahren innerhalb der vorgese-
henen Fristen ab.

Fristeinhaltung

der G-BA-Verfahren 2023

Fristgerecht: 598 ‘

Abgeschlossen mit
Uberschrittener Frist: 8

tiberschrittener Frist: 17
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https://www.g-ba.de/beschluesse/6124/
https://www.g-ba.de/beschluesse/6299/
https://www.g-ba.de/beschluesse/6183/
https://www.g-ba.de/beschluesse/6377/
https://www.g-ba.de/beschluesse/6375/
https://www.g-ba.de/beschluesse/6375/
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__91.html
https://www.g-ba.de/downloads/17-98-5671/2024-03-26_PA_AfG_Bericht-Fristeinhaltung.pdf
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chung im Bundesanzeiger in Kraft.
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) Innovationsausschuss: Zahlreiche Projektideen fiir neue Versorgungsformen
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Fiir seine Aufgabe, neue Versorgungs-
formen und Versorgungsforschungs-
projekte zu férdern, wurde beim G-BA
ein Innovationsausschuss eingerichtet.

zum Innovationsausschuss
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Zu dieser Sitzung »» anmelden.
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(PDF 142,22 kB)

alle Sitzungstermine
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phie-Screening 70plus

) Stellungnahmen

zu Gesetzesvorhaben

) Stellenangebote

) Patientenbeteiligung im G-BA

»» Qb-Datenportal

Versicherteninformationen
und U-Hefte

zu den Versicherteninformationen

Erkladrfilm
Der G-BA in vier Minuten
®
. v @
% F-3
" g o ~
S i
> @ =

D @ *

zu allen Informationsmaterialien
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G-BA-Infodienst

Mit dem kostenlosen G-BA-Infodienst
erhalten Sie tagesaktuelle Hinweise

zu neuen Verdffentlichungen des G-BA.
Die angebotenen Kategorien betreffen
beispielsweise Beschliisse, Presse-
mitteilungen und die Tagesordnung
der néchsten 6ffentlichen Plenums-
sitzung.

=D

Lassen Sie sich aktuelle
Informationen des G-BA zusenden.

G-BA-Infodienst

Impressum | Datenschutz | Kontakt | Inhalt | Benutzerhinweise | Erklirung zur Barrierefreiheit

»

Uberden G-BA Themen Richtlinien Beschliisse Bewertungsverfahren Studien.




Geschdftsbericht 2023

Die 2 G-BA-Website bietet viele Beschlussdokumente, Richtlinien
und erkldrende Texte zur Gesundheitsversorgung. Dabei konnen
interessierte Nutzerinnen und Nutzer ,ihre” Themen gezielt suchen
oder sich per RSS-Feed informieren lassen. Hier einige Tipps und

Hinweise;

1

Uber das Websitemenii gelangen Sie zu den
wichtigsten Reitern, die die Seite ordnen:
Beschlisse, Richtlinien, Themen, unterschied-
liche Bewertungsverfahren und Studien.
Weitere Informationen zu den Mitgliedern
des G-BA, zu Aufgaben, Finanzierung und
seiner Geschiftsstelle finden Sie unter ,,Uber
den G-BA"

2

Uber das Suchfeld der Website kénnen Sie eine
2 Schlagwortsuche vornehmen. Die Suchergeb-
nisse sind nach Quellentypen gegliedert und

lassen sich nach Datum und Relevanz sortieren.

3

Hier finden Sie Antworten auf 7~ hdufig gestellte
Fragen (FAQ) zu ausgewdhlten Themen des
G-BA. Sie richten sich teilweise an eine spezielle
Fachoffentlichkeit, beispielsweise an Kranken-
hauser oder pharmazeutische Unternehmen.

4

Auf der 7 Serviceseite stellt Ihnen der G-BA
unter 2 Versicherteninformationen Informations-
und Dokumentationsmaterialien zur Friherken-
nung, zu Untersuchungs- und Behandlungs-
angeboten und zur Datenerhebung in Praxen
und Krankenhdusern sowie den Mutterpass

und das Kinderuntersuchungsheft als digitale
Ansichtsexemplare zu Verfiigung.

5

Uber die 2 Themenseiten gelangen Sie zu den
Aufgabenbereichen des G-BA. Die A-Z-Stich-
worte helfen, tiefer in die inhaltliche Arbeit des
G-BA einzusteigen, und geben einen allgemeinen
Uberblick. Die zugehorigen Beschliisse und
Richtlinien finden Sie ebenfalls auf der jewei-
ligen Themenseite.

6

Filter- und Sortierméglichkeiten erleichtern auf
den 2 Beschluss- und 2 Richtlinienseiten das
Finden von Dokumenten.

7

Auf der Seite der Bewertungsverfahren finden
Sie alle laufenden und abgeschlossenen 7 Bewer-
tungs- und Beratungsverfahren zu Arzneimitteln,
Untersuchungs- und Behandlungsmethoden.
Anhand der zugehorigen Beschliisse kann der
aktuelle Verfahrensstand nachvollzogen werden.
Filter- und Sortiermoglichkeiten erleichtern die
gezielte Suche.

8

Sie kénnen sich beim kostenlosen 2 G-BA-Info-
dienst anmelden, um tagesaktuelle Hinweise
zu Beschliissen, Verfahrensstanden, Presse-
mitteilungen oder Fachnews zu erhalten. Aus-
schreibungen und Stellenangebote kdnnen
ebenfalls tiber den Infodienst bezogen werden.

9

Wenn Sie spezielle Beschliisse oder Verfahren
beobachten mochten, konnen Sie am Ende der
jeweiligen Seite einen RSS-Feed aktivieren.
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https://www.g-ba.de/sys/suche/?suchbegriff=
https://www.g-ba.de/service/faq/
https://www.g-ba.de/service/faq/
https://www.g-ba.de/service/
https://www.g-ba.de/service/versicherteninformationen/
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Stab der

unparteiischen Mitglieder

Geschaftsfithrung

Dr. Christian Igel

Stabsabteilung
Offentlichkeitsarbeit
und Kommunikation

Patientenbeteiligung

Stabsstelle

Gremiensekretariat

Ann Marini
Stabsstelle
Biirokratiekostenermittlung
und Fristenmonitoring
Abteilung Abteilung Abteilung Abteilung Abteilung Abteilung
Methoden- Qualitdts- Arzneimittel Fachberatung Recht Verwaltung
bewertung sicherung und Medizin
und veranlasste sektoren-
Leistungen iibergreifende
Versorgungs-
konzepte
Dr. Edith Karola Dr. Petra PD Dr. Matthias Diana Thomas
Pfenning Potter-Kirchner Nies Perleth, MPH Schmidt, LL.M. Gutekunst

Stand: April 2024
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Gemeinsamer
Bundesausschuss
DKG 2*
KBV 2
KzBV 1
GKV-Spitzenverband 5
Geschaftsordnung Finanzausschuss
Verfahrensordnung
DKG 2 Plenum DKG 1
KBV 2 KBV 1
KZBV 2 KzBV 1
GKV-Spitzenverband 6 GKV-Spitzenverband 3
Unparteiischer Vorsitzender 1
Unparteiische Mitglieder 2
UA? UA UA UA UA UA UA UA UA
Ambulante spezialfach- Arzneimittel Bedarfsplanung Disease-Management- Methodenbewertung Psychotherapie Qualitdtssicherung Veranlasste Leistungen Zahnarztliche
arztliche Versorgung Programme und psychiatrische Behandlung
Versorgung
Vorsitz: Vorsitz: Vorsitz: Vorsitz: Vorsitz: Vorsitz: Vorsitz: Vorsitz: Vorsitz:
Maag Prof. Hecken Prof. Hecken Maag Dr. Lelgemann Dr. Lelgemann Maag Dr. Lelgemann Prof. Hecken

« In allen Gremien nehmen Patientenvertreterinnen und -vertreter mitberatend teil. Sie haben Antrags-, jedoch kein Stimmrecht (§ 140f Abs. 2 SGB V).
e Im Plenum sowie in den Unterausschiissen Bedarfsplanung und Qualititssicherung nehmen zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Gesundheitsministerkonferenz der Linder mitberatend teil (§ 92 Abs. 7e und 7f SGB V).

* Im Plenum und im Unterausschuss Qualitdtssicherung nehmen jeweils eine Vertreterin oder ein Vertreter der Bundesarztekammer, des Verbands der Privaten Krankenversicherung und des Deutschen Pflegerats
mitberatend teil, soweit Regelungen nach § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 13 SGB V (Qualititssicherung) betroffen sind. Dies gilt auch fiir die Bundespsychotherapeutenkammer und die Bundeszahnirztekammer, soweit jeweils
die Berufsausiibung der Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten oder der Zahnarztinnen und Zahnirzte beriihrt ist (§ 136 Abs. 3 SGB V).

* Die Unterausschiisse sind ebenso wie das Plenum paritdtisch besetzt. Sie tagen je nach Beratungsgegenstand in unterschiedlichen Zusammensetzungen.

1 Anzahl der Mitglieder

2 Unterausschuss Stand: Dezember 2023
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Seite 10: Zahl 1
Quelle: 2 Tragende Griinde zum Beschluss vom 12. Mai 2023, S. 3

Seite 11: Zahl 5 135 000
Quelle: Angaben Kassenérztliche Bundesvereinigung, Abfrage 2/2024

Seite 12: Zahl 2,5

Quelle: 7 Tragende Griinde zum Beschluss vom 21. Mdrz 2023, Burokratiekostenermittlung, S. 17

Seite 14: Zahl 431 600
Quelle: 2 Statista, Kurztext zu Cannabisverordnungen in der GKV bis 2022, Recherchedatum: 2. Januar 2024

Seite 16: Zahl 6,1

Quelle: 7 Statista, Durchschnittlicher Krankenstand der GKV-Mitglieder 2023, Recherchedatum:
29. April 2024

Seite 18: Zahl 100 000

Quelle: 7~ Tragende Griinde zum Beschluss vom 21. Dezember 2023, Biirokratiekostenermittlung, S. 22

Seite 20: Zahl 3,9

Quelle und Berechnung:
2Bundesauswertung IQTIG EJ 2022 nach DeQS zur Hiiftendoprothesenversorgung EJ 2022, S. 25/26.
EJ 2022: 184 080 Erstimplantationen + 19 185 Komponentenwechsel = 203 265

2 Bundesauswertung IQTIG EJ 2019 nach DeQS zur Hiftendoprothesenversorgung EJ 2019, S. 12ff.
EJ 2019: 175 681 planbare (elektive) Erstimplantationen + 19 550 Komponentenwechsel = 195 231

203 265-195 231 = 8 034 (Verdnderung = 3,9 %)

Seite 29: Zahl 20,8

Quelle: IQVIA Inc., 2 Info-Chart zum Umsatzvolumen von Biopharmazeuticals, Recherchezeitpunkt: 12/2023

Seite 34: Zahl 12
Quelle: 2 Pressemitteilung des G-BA vom 16. November 2023

Seite 37: Zahl 22 000
Quelle: Kassenirztliche Bundesvereinigung, 2 Praxiswissen Auf3erklinische Intensivpflege (AKI)

Seite 38: Zahl 27,8
Quelle: 2 Ergebnisbericht Innovationsfonds-Projekt INDEED, S. 9/10 (Datenbasis 2016)

Seite 40: Zahl 1 075

Quelle: 2 Statista, Zahl der Krankenhausstandorte mit Intensivmedizinischer Versorgung
(Stand Ende 2022)


https://www.g-ba.de/downloads/40-268-9499/2023-05-12_Kinder-RL_Ueberpruefung-Frueherkennung-Gallengangatresie_TrG.pdf
https://www.g-ba.de/downloads/40-268-9795/2023-09-21_KFE-RL_Erweiterung-obere-Altersgrenzen-Mammographie_TrG.pdf
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1070486/umfrage/abgegebene-cannabis-einheiten-im-rahmen-der-gkv/#:~:text=Cannabis%2DVerordnungen%20in%20der%20GKV%20bis%202022&text=Insgesamt%20wurden%202022%20im%20Rahmen,für%20Cannabis%2Dhaltigen%20Fertigarzneimitteln%20ausgestellt.
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/5520/umfrage/durchschnittlicher-krankenstand-in-der-gkv-seit-1991/
https://www.g-ba.de/downloads/40-268-10192/2023-12-21_ASV-RL_zerebrale-Anfallsleiden-Epilepsie_TrG.pdf
https://iqtig.org/downloads/auswertung/2022/hgvhep/DeQS_HGV-HEP_2022_BUAW_Bund_2023-07-20.pdf
https://iqtig.org/downloads/auswertung/2019/hep/QSKH_HEP_2019_BUAW_V02_2020-07-14.pdf
https://www.iqvia.com/-/media/iqvia/pdfs/germany/library/infographic/iqvia-12-2023-infografik-biosimilars.pdf
https://www.g-ba.de/presse/pressemitteilungen-meldungen/1146/
https://www.kbv.de/media/sp/PraxisWissen_AKI.pdf
https://innovationsfonds.g-ba.de/downloads/beschluss-dokumente/426/2023-06-30_INDEED_Ergebnisbericht.pdf
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1105179/umfrage/krankenhaeuser-mit-intensivmedizinischer-versorgung-in-deutschland/
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